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 NRW muss funktionieren: Echte Vereinbarkeit von Familie und Beruf bis 

2030 möglich machen  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/15587  

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzender Josef Neumann: Einen wunderschönen guten Morgen! Ich begrüße die 
Kolleginnen und Kollegen beider Ausschüsse, die Damen und Herren Sachverständi-
gen, die Vertreterinnen und Vertreter der Medien, die Sitzungsdokumentation und die 
Zuschauerinnen und Zuschauer.  

Frau Professor Dr. Klammer musste aufgrund der Verkehrslage umkehren und wird 
sich später per Video zuschalten, wenn sie wieder in ihrem Büro ist.  

Ich mache darauf aufmerksam, dass diese Anhörung live gestreamt und aufgezeichnet 
wird. Mit Ihrer Teilnahme erklären Sie sich damit einverstanden. Der Hintergrund ist, 
dass im Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales alle Sitzungen gestreamt wer-
den, damit Menschen mit Beeinträchtigungen an den Sitzungen teilnehmen können.  

Der Antrag Drucksache 18/15587 wurde vom Plenum zur Federführung an den Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales und zur Mitberatung an den Ausschuss für 
Gleichstellung und Frauen sowie an den Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend 
überwiesen.  

Der Ausschuss für Gleichstellung und Frauen beteiligt sich heute an der Sitzung des 
Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales.  

Ich bedanke mich im Namen aller beteiligten Ausschüsse, dass Sie heute für die Be-
antwortung der Fragen als Sachverständige zur Verfügung stehen.  

Sie haben vorab zahlreiche Stellungnahmen eingereicht. Ein mündliches Statement 
der Sachverständigen zu Beginn der Anhörung ist nicht vorgesehen. Die Abgeordne-
ten werden ihre Fragen direkt an Sie richten. Wir werden die Fragen sammeln und 
dann in die erste Antwortrunde gehen. Noch ein Hinweis: Es ist nicht beabsichtigt, 
dass Sie interne Diskussionen unter sich als Sachverständige beginnen nach der Me-
thode: Herr Trefzger hat etwas gesagt, was Herr Zimmer so nicht meinte und Frau 
Hermann so nicht dachte. Ihre Aufgabe ist es heute, die Fragen der Abgeordneten zu 
beantworten.  

Ich beginne mit der ersten Fragerunde.  

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Meine erste Frage geht in Richtung Bertelsmann Stif-
tung, an Michaela Hermann. Sie beschreiben Jobsharing als ein Nischenmodell, das 
bisher vor allem Höherqualifizierten zugutekommt. Haben Sie Vorschläge, wie man 
Jobsharing aus dieser Nische herausholen kann?  
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Dann eine Frage an Sandra Runge: In Ihrer Stellungnahme betonen Sie, dass das 
Land Nordrhein-Westfalen über unmittelbare Steuerungsmöglichkeiten und eine Vor-
bildfunktion beim Thema „flexible Arbeitszeitmodelle“ verfügt. Können Sie darauf nä-
her eingehen und das erläutern?  

An den DGB, Frau Richter, Frau Unger: Sie sprechen davon, dass gleichstellungs-, 
familien- und arbeitsmarktpolitische Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag und der 
Fachkräfteoffensive der Landesregierung bisher nur unzureichend realisiert worden 
sind und verweisen auf die DGB-Kampagne „Gleichstellung jetzt!“. Können Sie an ei-
nigen Beispielen festmachen und aufzeigen, welche Maßnahmen dringend umgesetzt 
werden müssen?  

Dann in Richtung unternehmer nrw: Wie kann verhindert werden, dass arbeitszeitliche 
Flexibilisierung zu stärkerer Belastung von Eltern führt?  

An Frau Professor Dr. Klammer: Sie benennen die Arbeitsbewertung als blinden Fleck 
beim Gender-Pay-Gap. Welche konkreten landespolitischen Ansatzpunkte ergeben 
sich daraus aus Ihrer Sicht?  

An den Verband berufstätiger Mütter: Der VBM fordert, öffentliche Aufträge nur an Un-
ternehmen zu vergeben, die familienfreundlich zertifiziert sind. Können Sie ausführen, 
wie ein solcher Gleichstellungscheck aus Ihrer Sicht konkret ausgestaltet sein müsste?  

An den Verband Working Moms e. V.: Können Sie ausführen, weshalb die Ferienbe-
treuung eine so große Herausforderung darstellt? Wie könnte man diese Lücken bis 
zum 14. Lebensjahr aus Ihrer Sicht systematisch schließen?  

An die IHK: Wo sehen Sie die größten bürokratischen Hürden, die das Land abbauen 
könnte, um Familien, Träger, Unternehmen und Fachkräfte zu entlasten?  

An den Landeselternbeirat der Kindertageseinrichtungen: Welche Rolle sollte das Land 
bei der Sicherung ausreichender Ferien- und Notbetreuungsangebote übernehmen?  

An den Verband kinderreicher Familien NRW: Sie weisen auf Brüche in Erwerbsbio-
grafien nach Familienphasen hin. Welche landespolitischen Angebote braucht es, um 
beim Wiedereinstieg und bei der beruflichen Neuorientierung gezielter zu unterstützen?  

An die Freien Berufe in Nordrhein-Westfalen: Welche Rolle sollte das Land bei der 
Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Pflege für Freiberuflerinnen und Frei-
berufler übernehmen?  

Daniel Hagemeier (CDU): Im Namen der CDU-Fraktion ein herzliches Dankeschön 
für Ihre eingereichten Stellungnahmen. Die haben wir natürlich intensiv gelesen und 
durchgearbeitet und kommen jetzt zu unserer ersten Fragerunde.  

Die erste Frage richtet sich an unternehmer nrw, Frau Dunschen, an Frau Professorin 
Klammer von der Universität Duisburg-Essen, an Frau Baumann-Giedziella vom Ver-
band kinderreicher Familien und an Herrn Bernd Zimmer, Verband Freier Berufe im 
Lande Nordrhein-Westfalen. Führt der Antrag zu mehr staatlicher Steuerung von Er-
werbs- und Familienentscheidungen statt individuelle Wahlfreiheit zu stärken? Und: 
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Wird den Eltern zu sehr vorgeschrieben, wie sie Familie und Beruf organisieren sollen 
statt ihnen echte Wahlfreiheit zu lassen?  

Die zweite Frage richtet sich an den Deutschen Gewerkschaftsbund, an Frau Unger. 
Warum setzt der Antrag primär auf den Ausbau von Betreuungsplätzen und damit auf 
mehr Staat und mehr Geld, obwohl gleichzeitig Steuer- und Abgabenlasten als zent-
raler Hemmschuh für Vollzeitarbeit benannt werden?  

Die dritte Frage richtet sich an Herrn Trefzger. Die Frage ist: Ist die Finanzierung zu-
sätzlicher Kitaplätze aus Steuermitteln effizient, wenn ein Teil der Mittel durch Verwal-
tungsaufwand verloren geht?  

Susanne Schneider (FDP): Sehr geehrte Damen und Herren Sachverständigen, auch 
im Namen der FDP-Landtagsfraktion herzlichen Dank für Ihre Stellungnahmen und 
dafür, dass Sie heute bei diesem wunderbaren Wetter hier bei uns im Landtag sind, 
um uns ein bisschen schlauer zu machen.  

Meine erste Frage richtet sich an die Damen vom Landeselternbeirat, an Frau Dun-
schen von unternehmer nrw, an Herrn Trefzger von der IHK und an Sandra Runge. In 
einigen Stellungnahmen war zu lesen, dass eine bedarfsgerechte und verlässliche Bil-
dungs- und Betreuungsinfrastruktur als zentrale Voraussetzung für die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf gilt. Wie könnten aus Ihrer Sicht die bestehenden Defizite ab-
gebaut werden, und wie könnten dabei insbesondere Ferien- und Randzeiten besser 
abgedeckt werden?  

Die zweite Frage geht an Frau Dunschen, an Herrn Trefzger und an die Herren vom 
Verband der Freien Berufe. Inwiefern sehen Sie bei im Antrag vorgeschlagenen In-
strumenten wie einer Equal-Share-Prämie und einer Reform des Tariftreue- und 
Vergabegesetzes die Gefahr eines zusätzlichen betrieblichen Verwaltungsaufwands?  

Laura Postma (GRÜNE): Guten Morgen! Schön, dass Sie heute alle da sind, um un-
sere Fragen zu beantworten und uns mit Ihrer Expertise zur Seite zu stehen.  

Ich beginne mit einer Frage an die beiden Vertreterinnen vom Deutschen Gewerk-
schaftsbund und an die Bertelsmann Stiftung. Wie kann aus Ihrer Sicht sichergestellt 
werden, dass es in Fragen von Vereinbarkeit nicht bei symbolischen Einzelmaßnah-
men bleibt, sondern sich konsequent auch strukturell etwas ändert mit Blick auf Ent-
geltgleichheit und Arbeitszeit?  

Dann würde ich gerne die drei Vertreterinnen von Working Moms etwas fragen. Sie 
bewerten in Ihrer Stellungnahme die Equal-Share-Prämie eher skeptisch. Könnten Sie 
das ausführen und darauf eingehen, wie strukturelle Maßnahmen aus Ihrer Sicht einen 
größeren Effekt haben könnten?  

Dann an die IHK und an unternehmer nrw die Frage aus der Sicht der Wirtschaft: Viele 
Unternehmen machen sich heute schon auf den Weg. Sie beschreiben das in Ihren 
Stellungnahmen. Wir unterstützen das landesseitig zum Beispiel mit den Kompetenz-
zentren Frau und Beruf, die kleine und mittelständische Unternehmen beraten. In 
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Düsseldorf zeichnet die IHK zusammen mit dem Kompetenzzentrum Unternehmen 
aus, die sich schon auf den Weg gemacht haben. Was würde Unternehmen noch wei-
ter unterstützen? Wo gibt es gute Beispiele? Was funktioniert daran konkret gut in 
Fragen der Vereinbarkeit?  

Eine letzte Frage an Professor Ute Klammer: Sie betonen in Ihrer Stellungnahme noch 
einmal die Mehrdimensionalität der Ursachen für fehlende oder noch nicht zureichende 
Vereinbarkeit. Was sind das konkret für Ursachen? Wie können wir denen begegnen?  

Zacharias Schalley (AfD): Auch unsererseits vielen Dank an die Sachverständigen 
für die vorab eingereichten Stellungnahmen und dafür, dass Sie uns heute mit Ihrer 
Expertise zur Verfügung stehen.  

Meine ersten beiden Fragen würde ich gerne an unternehmer nrw und an DIE FAMI-
LIENUNTERNEHMER richten. Wie bewerten Sie die Rechtslage und ökonomische 
Umsetzbarkeit von Betriebskitas für Unternehmen und auch deren dauerhaften Be-
trieb? Wie bewerten Sie als Unternehmer das Modell von Kern- und Randzeiten mit 
geringeren Qualifikationsanforderungen an das Betreuungspersonal vor dem Hinter-
grund der Akzeptanz von Arbeitnehmern, ihre Kinder dann betreuen zu lassen, um 
wieder arbeiten gehen zu können?  

Meine dritte Frage würde ich gerne an Frau Runge richten. Sie schreiben in Ihrer Stel-
lungnahme auf Seite 2 von inoffiziell abgewerteten Positionen nach dem Wiederein-
stieg in den Beruf. Können Sie ausführen, was genau das bedeutet, vielleicht an einem 
Beispiel? Gibt es dazu einen juristisch greifbaren Prozess? Könnte man dagegen kla-
gen? Besteht seitens des Gesetzgebers Handlungsbedarf?  

Viertens würde ich gerne den Landesverband kinderreicher Familien und die Bertels-
mann Stiftung zum Thema „Elterngeld“ fragen, das ja seit Jahrzehnten nicht erhöht 
wurde: Wie würden Sie eine Erhöhung priorisieren im Vergleich beispielsweise zu 
strukturellen Maßnahmen? Wie sollte diese Erhöhung ausfallen?  

Im selben Kontext an DIE FAMILIENUNTERNEHMER: Sie erwähnen in Ihrer Stellung-
nahme die hohe Steuer- und Abgabenlast für Eltern und schlagen stattdessen einen 
Progressionsausgleich vor. Können Sie das näher ausführen und insbesondere aus-
führen, wie hoch dieser Progressionsausgleich sein sollte?  

Anke Unger (Deutscher Gewerkschaftsbund Nordrhein-Westfalen): Schönen guten 
Morgen! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Abgeordnete! Herzlichen Dank 
für die Einladung und die Möglichkeit, unsere Perspektive mit einzubringen, und auch 
für Ihre Fragen. Meine Kollegin Frau Richter und ich teilen uns die Beantwortung der 
Fragen.  

Zu der ersten Frage der SPD-Fraktion, wie wir die gleichstellungspolitische Arbeit der 
letzten Jahre der Landesregierung bewerten und was uns wichtig ist: Vieles, was im 
Koalitionsvertrag formuliert wurde, haben wir erstmal sehr positiv bewertet, aber davon 
ist relativ wenig umgesetzt worden. Zumindest aus gewerkschaftlicher, frauenpoliti-
scher und gleichstellungspolitischer Sicht sehen wir große Lücken.  
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Wir finden es gut, dass die Landesregierung den Lohnatlas auf den Weg gebracht hat, 
der Transparenz im Bereich „Löhne und Lohnvergleich“ schafft. Aber er ersetzt keine 
politischen Eingriffe. Es fehlt noch ein bisschen an konsequenten Maßnahmen, damit 
der Lohnatlas auch tatsächlich wirkt.  

Der Gender-Pay-Gap in Nordrhein-Westfalen liegt zurzeit bei 15 %. Frauen verdienen 
bei gleicher Qualifikation und gleicher Position weiterhin weniger als ihre männlichen 
Kollegen. Das finden wir weiterhin äußerst prekär.  

Wir beobachten die Situation von Frauen auf dem nordrhein-westfälischen Arbeits-
markt sehr kritisch. Deswegen haben wir eine eigene Studie in Auftrag gegeben, die 
das IAB für uns gemacht hat und die wir vor zwei Monaten vorgestellt haben.  

Dazu ein paar Zahlen, warum Erwerbstätigkeit von Frauen mit Blick auf Gleichstellung 
besonders wichtig ist: Die Beschäftigungsquote von Frauen liegt in Nordrhein-Westfa-
len bei 56,1 % – deutlich unter dem Bundesdurchschnitt. Das heißt, in Nordrhein-West-
falen leben zwar unfassbar viele Frauen, aber sie sind nicht gleichwertig berufstätig 
und können somit nicht ihre eigene Existenz sichern.  

Obwohl Frauen in Nordrhein-Westfalen überwiegend besser qualifiziert sind als Män-
ner, arbeiten sie überproportional in Berufen, für die sie überqualifiziert sind. Nur jede 
vierte Führungsposition ist von Frauen besetzt; da ist absolut Luft nach oben. Seit 2015 
gab es da keine weitere Entwicklung. Das muss uns doch sprachlos zurücklassen.  

Jede zweite Frau in Nordrhein-Westfalen arbeitet in Teilzeit. Warum arbeiten insbe-
sondere Frauen in Teilzeit? Das hat natürlich mit der familiären Sorge zu tun. Nicht 
jede Frau ist freiwillig in Teilzeit. Das ist keine Lifestyle-Teilzeit. Das liegt vor allem an 
den nicht ausreichenden Betreuungsplätzen für Kinder in Kita und Schule. Wir sind 
gespannt auf die Umsetzung des Rechtsanspruchs beim offenen Ganztag, darauf, wie 
das funktionieren soll. Im Bereich „Kitas“ haben wir auf jeden Fall große Probleme, 
weil es einfach nicht ausreichend Betreuungsplätze für Kinder im Kindergartenalter 
gibt. Die Erwerbstätigkeit insbesondere von Frauen ist davon unmittelbar abhängig.  

Und vor allem: Wenn es einen Betreuungsplatz gibt, sind die Öffnungszeiten leider 
nicht verbindlich von 8 bis 17 Uhr. Jede Familie muss am Sonntagabend zittern, ob die 
Kita überhaupt geöffnet ist, ob es Notbetreuung gibt oder ob es eingeschränkte Be-
treuungszeiten gibt. Das hält viele Eltern – vor allem Mütter – davon ab, einer Erwerbs-
tätigkeit nachzugehen. Deswegen sehen wir da große Hemmnisse, sodass die Er-
werbstätigkeit von Frauen und eine Eigenexistenzsicherung hier nicht möglich ist.  

Darin sehen wir auch den Auftrag der Politik. Ich bin ja die Vertreterin von Arbeitneh-
mendenseite. unternehmer nrw hat eine andere Perspektive. Aber wir sitzen hier, um 
der Landesregierung zu sagen, dass sie da ja Verantwortung hat und etwas tun muss.  

Herr Hagemeier, Sie haben gefragt: Warum setzt der Antrag primär auf den Ausbau 
von Betreuungsplätzen? Die frühkindliche Bildung und die Bildung von Kindern sind 
staatliche Aufgabe. Deswegen sitzen wir ja hier. Die Gleichstellung von Männern und 
Frauen ist im Grundgesetz verankert. In Art. 3 Abs. 2 heißt es:  
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„Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung […].“ 

An dieser Stelle tut der Staat nicht genug. Deswegen muss das betrieben werden. 
Denn nur wenn Eltern wissen, dass ihre Kinder gut betreut sind, können sie auch einer 
Erwerbstätigkeit nachgehen, und zwar unabhängig davon, wo sie in Nordrhein-West-
falen wohnen, ob in einer Stadt oder in einem ländlichen Bereich.  

Frau Richter wird gleich noch mal auf die Analyse der Fachkräfteoffensive eingehen. 
Danach hat die SPD-Fraktion gefragt.  

Ich würde gerne noch darauf eingehen, wie sich die Gleichberechtigung auch struktu-
rell umsetzen lässt. Das war eine Frage der Grünen-Fraktion. Wir sehen, dass es Ein-
zelmaßnahmen gibt. Aber strukturell sehen wir noch keinen großen Wurf.  

Zum Beispiel war ja auch im Antrag das sogenannte Gender-Budgeting formuliert: Öf-
fentliche Mittel müssen systematisch immer auf gleichstellungspolitische Wirkungen 
hin analysiert werden. – Das wäre zum Beispiel eine Möglichkeit, Maßnahmen, die die 
Landesregierung anstößt, auf Gleichstellung hin zu überprüfen.  

Ein Beispiel wäre auch die verbindliche Umsetzung von Aktionsplänen und Zuständig-
keiten aus gleichstellungspolitischer Sicht.  

Ganz konkret fänden wir es gut, arbeitsmarktpolitisch einige Projekte aus geschlech-
terpolitischer Sicht stärker nach vorne zu bringen, zum Beispiel die Überführung von 
Minijobs in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. Wenn Frauen, die überwiegend 
in Minijobs arbeiten, ausschließlich sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind, kön-
nen sie ab dem ersten Euro für ihre Rente vorsorgen. Im Übrigen sind sie dann auch 
krankenversichert und müssen nicht mehr auf die Familienmitversicherung hoffen, die 
jetzt infrage gestellt wird. Wenn die Landesregierung sich viel stärker dafür einsetzen 
würde, könnten wir große Schritte für die Gleichstellung in diesem Land machen.  

Mareike Richter (Deutscher Gewerkschaftsbund Nordrhein-Westfalen): Ich steige 
jetzt ein bisschen auf eine höhere, abstraktere Ebene ein, weswegen wir auch so ein 
bisschen unsere Gleichstellungskampagne ins Leben gerufen haben. Die ressortüber-
greifende Fachkräfteoffensive des Landes ist ja vor einigen Jahren gestartet, und sie 
hat Großes angekündigt. Ich glaube, inzwischen ist die Realität bei uns allen ange-
kommen.  

Wir haben uns trotzdem, möchte ich betonen, sozialpartnerschaftlich dafür stark ge-
macht, dass wir das Thema „Frauenerwerbstätigkeit“ dort zentral platziert bekommen. 
In dieser Gesamtstrategie – ich betone: ressortübergreifenden Gesamtstrategie – ist 
auch formuliert worden, dass es auch eine Strategie geben soll, die die Frauener-
werbstätigkeit erhöhen soll. Wir dürfen nicht vergessen, in dieser Personengruppe liegt 
ein massives Potenzial an Arbeits- und Fachkräften.  

Das Ergebnis – ich will nicht sagen: ist gleich null – ist doch ziemlich ernüchternd. Wir 
haben es geschafft, dass wir inzwischen in der Landesregierung einen Round Table ins 
Leben gerufen haben, bei dem wir mit drei Ministerien und den arbeitsmarktpolitischen 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 9 - APr 18/1194 

Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales (107.) 22.04.2026 
Ausschuss für Gleichstellung und Frauen (40.) 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich) bar 
 
 
Akteur:innen zusammenkommen, um überhaupt erstmal das Thema „Frauenerwerbs-
tätigkeit“ aus den unterschiedlichen Arbeitsmarktperspektiven zu beleuchten. Punkt. 
Dabei sind wir stehen geblieben.  

Ende dieses Jahres wird die Fachkräfteoffensive enden – natürlich auch mit Blick auf 
die anstehende Landtagswahl. Unter dem Strich sehen wir, dass das Thema „Frauen-
erwerbstätigkeit“ im Rahmen dieser Fachkräfteoffensive so gut wie gar nicht angefasst 
wurde. Wir haben aber kein Wissensdefizit, sondern haben es mit einem Handlungs-
defizit zu tun. Wir sind immer noch auf der Suche nach einem politischen Willen – sei 
es im Gleichstellungsministerium, im Wirtschaftsministerium oder im federführenden 
Arbeitsministerium. Wir sind immer noch auf der Suche nach einem Treiber, der das 
Thema „Frauenerwerbstätigkeit“ nach vorne stellt. Den gibt es nicht. 

Da machen wir uns jetzt ein bisschen Hoffnung auf nächstes Jahr und haben deswe-
gen diese Kampagne ins Leben gerufen. Beim Thema „Gleichstellung“ geht es uns im 
Kern um die wirtschaftliche Unabhängigkeit von Frauen. Wir wollen keine Verwertung 
der Frauen, um mehr Fachkräftepotenziale zu heben. Es geht darum, dass Frauen 
eigenständig existieren können – unabhängig von Sozialleistungen und unabhängig 
vom Einkommen des Partners. Wir müssen dieses Thema stärker auf die politische 
Agenda rufen. Darauf zielt diese Kampagne.  

Frau Unger hat es gesagt: Strukturell bräuchte es eine Gleichstellungsstrategie des 
Landes, einen Gleichstellungsbericht, ein Gleichstellungsbudgeting und einen Aktions-
plan. Wenn wir diese vier Elemente zusammenbringen, kann das auch etwas werden 
mit der Frauenerwerbstätigkeit in NRW.  

Vorsitzender Josef Neumann: Frau Professor Klammer ist jetzt online zugeschaltet. 
Damit sie sich auf die Beantwortung der an sie gestellten Fragen, die sie ja nicht mit-
bekommen hat, vorbereiten kann, bitte ich darum, die Fragen zu wiederholen.  

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Herzlich willkommen, Frau Professor Dr. Klammer. Sie 
benennen die Arbeitsbewertung als blinden Fleck beim Gender-Pay-Gap. Welche kon-
kreten landespolitischen Ansatzpunkte ergeben sich daraus? Welche Möglichkeiten 
hat das Land, um im öffentlichen Dienst und bei landesnahen Unternehmen ge-
schlechtsneutrale Arbeitsbewertungen durchzusetzen?  

Daniel Hagemeier (CDU): Frau Professorin Klammer, die Frage war vorhin: Führt der 
Antrag zu mehr staatlicher Steuerung von Erwerbs- und Familienentscheidungen statt 
individuelle Wahlfreiheit zu stärken? Wird den Eltern zu sehr vorgeschrieben, wie sie 
Familie und Beruf organisieren sollen, statt ihnen echte Wahlfreiheit zu lassen?  

Laura Postma (GRÜNE): Herzlich willkommen, Frau Professorin Klammer. Ich hatte 
die Frage gestellt: Sie betonen die Mehrdimensionalität der Ursachen, die zur heutigen 
Situation führen. Können Sie die für uns einordnen auch mit Blick auf die Mehrdimen-
sionalität und notwendige Antworten?  
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Claudia Dunschen (unternehmer nrw): Herr Vorsitzender! Frau Vorsitzende Oellers! 
Herzlichen Dank dafür, dass wir die Position der Wirtschaft einbringen können.  

Frau Kapteinat hat sich nach unterschiedlichen Themen erkundigt, was flexible Ar-
beitszeit angeht. Ich habe es so verstanden, dass Sie die Sorge haben, dass Belas-
tungen damit verbunden sein könnten. Aus unserer Sicht würde Flexibilisierung insbe-
sondere Entlastung bringen, Vereinbarkeit möglich zu machen, ohne dass die Arbeit-
nehmer in Konflikte mit dem Arbeitszeitgesetz kommen. Sie kennen alle die Regelun-
gen zur Höchstarbeitszeit und zur Einhaltung von Pausen und Ruhezeiten. Wir plädie-
ren schon seit langer Zeit für eine Wochenarbeitszeit. Das ist ja auch ein Thema, das 
momentan auf Bundesebene heiß diskutiert wird.  

Herr Hagemeier hat Bedenken geäußert, inwieweit mit diesem Antrag Themen der 
Wahlfreiheit für Arbeitnehmer, aber auch für weitere Personen tangiert werden. Das 
Ansinnen der nordrhein-westfälischen Wirtschaft ist für jede Familie ein Alltag, der ih-
ren persönlichen Bedürfnissen entspricht. Damit das möglich ist, brauchen wir Gestal-
tungsspielräume. Da kommen wir wieder in Richtung Arbeitszeitgesetz. Mit dem Ab-
gehen von einer täglichen Höchstarbeitszeit in Richtung Wochenarbeitszeit könnten 
einige betriebliche Gestaltungsspielräume geschaffen werden.  

Bei vielen Themenbereichen – das klang bei den Kolleginnen vom DGB an – handelt 
es sich um eine staatliche Aufgabe. Die Bereitstellung von Kinderbetreuungsangebo-
ten ist eine staatliche Aufgabe. Wir sehen, dass das momentane Angebot nicht aus-
reicht und nicht den Bedürfnissen der Eltern entspricht. Unternehmen geraten häufig 
in die Situation, Ausfälle in der Kita im betrieblichen Ablauf kompensieren zu müssen. 
Das kann es nicht sein. Wenn es eine staatliche Aufgabe ist, muss gewährleistet sein, 
dass es verlässlich funktioniert.  

Herr Schalley fragte nach der rechtlichen Stellung von Betriebskitas. Aktuell ist die 
Förderung von betrieblichen Kinderbetreuungseinrichtungen aus staatlichen Mitteln 
nur dann gewährleistet, wenn mit einem anerkannten Träger der freien Jugendhilfe 
kooperiert wird.  

(Vorsitzender Josef Neumann erteilt der nächsten Rednerin das Wort, 
da Claudia Dunschen [unternehmer nrw] ihre Ausführungen aufgrund 
körperlichen Unwohlseins beendet und die Sitzung verlässt.) 

Sandra Runge (Kanzlei Runge): Guten Morgen! Vielen Dank für die Einladung und 
dafür, dass mir die Möglichkeit gegeben wird, als Sachverständige hier auch meinen 
Beitrag zu leisten.  

Die erste Frage kam von Frau Kapteinat und bezog sich auf Steuerungsmöglichkeiten: 
Welche Möglichkeiten hat Nordrhein-Westfalen, um flexible Arbeitszeitmodelle zu steuern? 
Da sehe ich vor allem zwei Hebel. Einmal ist das Land Nordrhein-Westfalen Arbeitgeber. 
Ich habe das noch mal recherchiert. Wenn man alles zusammenzählt, sprechen wir 
über 1 Million Arbeitnehmende – das ist eine große Zahl –: Beamte und Beschäftigte 
auf der kommunalen Ebene und auf der Landesebene. Hier gibt es durchaus gesetz-
geberische Instrumente, die man ausschöpfen kann. Da müsste man wahrscheinlich 
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genauer in die Prüfung gehen, was alles möglich ist. Aber wir haben den TV-L, verschie-
dene Verordnungen, Arbeitszeitverordnungen, das Landesbeamtengesetz, Dienstver-
einbarungen. Das sind Instrumente, bei denen man diese für Eltern wichtigen Maß-
nahmen steuern kann.  

Dazu gehört die Ausweitung der Teilzeitmodelle. Es gibt natürlich schon Teilzeit. Das 
ist sicherlich in der freien Wirtschaft manchmal schwieriger durchzusetzen als im öf-
fentlichen Dienst. Das weiß ich zumindest aus meiner Beratungstätigkeit. Dazu gehö-
ren Teilzeit für Führungskräfte und vielleicht auch mal der Mut, etwas zum Thema 
„Jobsharing“ zu regeln. Wenn man das auf der Landesebene machen kann, hat das 
vielleicht auch eine Leuchtturmfunktion.  

Ich habe heute Morgen noch mal in den sozialen Netzwerken bei mir nachgefragt: Was 
wünscht ihr euch denn – Vereinbarkeit 2030? Da wurde immer wieder Homeoffice ge-
nannt, mobiles Arbeiten. Das haben wir auf Bundesebene ja noch nicht geschafft, das 
zu regeln, obwohl es ja mal geplant war. Aber das wäre wirklich wichtig. Familien brau-
chen die Flexibilität. Aber ich merke, der Trend beim Thema „Homeoffice“ geht eher 
wieder zurück, was sehr schade ist. Die Unternehmen sagen eher: Kommt wieder zu-
rück! Die beenden Homeoffice 2027, habe ich von einer Mandantin gehört. Also: Da 
gibt es viele Möglichkeiten, wie man Einfluss nehmen kann.  

Dann ist natürlich auch die Vergabepraxis wichtig. Das Land gibt viele Gelder raus im 
Bereich der Vergabe über das TVgG, auch Förderungen. Hier hat man einen direkten 
Einfluss auf die Privatwirtschaft, indem man sagt: Liebe Leute, wenn ihr mit unserem 
Geld etwas tut, dann möchten wir aber bitte einen genauen Blick darauf werfen, wie 
ihr eure Mitarbeitenden beschäftigt, zum Beispiel beim Thema „Teilzeit“. – Da kann 
man ja durchaus genauer schauen: Wie sehen die Teilzeitquoten aus? Wie wird das 
gefördert? Gibt es auch auf der Führungsebene Teilzeit, Jobsharing usw.? Das sind 
die beiden Impulse, die ich auf der Ebene setzen kann.  

Frau Schneider hatte eine Frage zur Betreuungsinfrastruktur gestellt. Frau Unger und 
Frau Richter haben das auch ausgeführt. Betreuung gehört zu den zentralen Themen. 
Wenn man Eltern nach Vereinbarkeit fragt, nennen sie die Betreuungsinfrastruktur und 
natürlich das sehr wichtige Elterngeld. Die Verbesserung der Betreuung ist zentral.  

Ich komme aus Berlin, aber habe mich trotzdem mal ein bisschen damit beschäftigt, 
wie das in NRW aussieht. Wir in Berlin sind ja verwöhnt und haben einen kostenfreien 
Kitaplatz. Ich weiß, das kostet viel Geld, aber meine Anregung wäre, hier auch kosten-
freie Kinderbetreuung zu ermöglichen. In anderen Bundesländern geht das. In NRW 
sind, glaube ich, die ersten beiden Jahre vor der Schule kostenlos. Das ist in den Kom-
munen unterschiedlich geregelt, aber ich habe von bis zu 1.000 Euro gelesen; Sie 
können mich da gerne korrigieren. Das sind immense Kosten, bei denen Frauen an-
fangen, zu rechnen und zu überlegen, ob sie überhaupt arbeiten gehen. Da sollte man 
auf jeden Fall schauen: Kann man das nicht zumindest stufenweise ermöglichen oder 
diese Kosten reduzieren?  

Auch die Zeiten sind zu überdenken. Mir sagen immer wieder Mandantinnen, sie kön-
nen nicht zu ihrem Arbeitsplatz zurückkehren, weil ihr Vorgesetzter sagt, sie müssen 
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morgens früh da sein, aber der Kindergarten ist nicht früh genug geöffnet. Wie soll eine 
alleinerziehende Mutter das organisieren, wenn der Arbeitgeber sagt, sie muss um 
8:00 Uhr bei der Arbeit erscheinen, sie aber einen Anfahrtsweg von einer Dreiviertel-
stunde hat? Das passt einfach alles nicht zusammen. Das wäre mein Impuls für die 
Betreuung auch in den Randzeiten. 

Aber natürlich sollte das alles nicht zulasten der Qualität gehen. Wir können nicht nur 
Kinderaufbewahrung machen und alles ausweiten und alles irgendwie günstig ma-
chen, sondern wir wollen unsere Kinder wirklich auch gut gefördert haben.  

Dann kam noch eine Frage aus der AfD-Fraktion, inwieweit es inoffiziell abgewertete 
Positionen gibt bei der Rückkehr nach der Elternzeit. Darüber könnte ich jetzt zwei 
Stunden reden, aber ich versuche, mich kurz zu fassen. Wir haben ja die Thematik, 
dass man nach der Elternzeit ein Recht auf einen gleichen oder gleichwertigen Ar-
beitsplatz hat. Das ergibt sich bei uns gesetzlich aus § 106 der Gewerbeordnung, aus 
dem Direktionsrecht des Arbeitgebers. Wir haben leider, leider kein Gesetz, das das 
wirklich im Klartext sagt. Das würde ich mir sehr wünschen, dass drinsteht: gleicher 
oder gleichwertiger Arbeitsplatz. Das ist die Theorie.  

Die Praxis sieht aber anders aus. Insbesondere Mütter steigen ja ein oder zwei Jahre 
aus und kommen dann wieder. Nicht selten gibt es schon den Aufhebungsvertrag wäh-
rend der Elternzeit oder die Kündigung am ersten Tag nach der Elternzeit. Es gibt 
wirklich viele tolle familienfreundliche Unternehmen – ich möchte jetzt auch kein Un-
ternehmensbashing machen –, aber sehr viele Unternehmen denken einfach diese 
Rückkehr nach der Elternzeit nicht mit. Dann kommt es häufig zu Degradierungen. 
Man macht plötzlich nicht mehr die gleiche oder die gleichwertige Tätigkeit oder es 
heißt, mit der Elternzeitvertretung arbeitet man jetzt viel lieber zusammen. Man soll 
sich woanders im Unternehmen bewerben. Dabei kommt häufig heraus: eine Tätigkeit, 
die nicht gleichwertig ist, Degradierungen, schlechtere Bezahlung. Manchmal kommt 
es auch zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses.  

Dieser Wiedereinstieg nach der Elternzeit ist ein sensibler Punkt, der Karrierewege 
von Frauen wirklich beeinflusst. Da entscheidet es sich. Oft wird nicht gut kommuni-
ziert. Man könnte viele Sachen sehr viel besser regeln, wenn man mal miteinander 
reden würde. Aber häufig werden Frauen einfach ignoriert und können ihr Recht gar 
nicht geltend machen. Die Einleitung rechtlicher Schritte ist dann oft der Anfang vom 
Ende. Es droht der Arbeitsplatzverlust. Häufig werden Teilzeitmodelle nicht gewährt. 
Das kann aufgrund der Betreuungszeiten bedeuten, nicht mehr arbeiten zu können.  

Es wäre gut, wenn man da Modelle findet oder Leuchtturmprojekte in Unternehmen 
gucken, wie ein Onboarding nach der Elternzeit funktionieren kann und ermöglicht 
werden kann, dass die Frauen dann nicht aus dem Erwerbsleben gedrängt werden 
und an die gläserne Decke stoßen.  

Michaela Hermann (Bertelsmann Stiftung): Guten Morgen! Auch von den Kollegen 
und Kolleginnen der Bertelsmann Stiftung herzlichen Dank für die Einladung und für 
die Möglichkeit, hier heute Rede und Antwort zu stehen. Das machen wir sehr gern.  
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Von Frau Kapteinat von der SPD-Fraktion kam die Bitte, Jobsharing einmal einzuord-
nen. Ich hatte das in meiner Stellungnahme als „Nischenmodell“ beschrieben und 
komme gleich dazu, warum ich das so nannte.  

Aber vielleicht erstmal so ein bisschen in Richtung Lösungsorientierung: Jobsharing 
kann aus der Nische herausgeholt werden und eine reguläre Form der Arbeitsorgani-
sation werden, wenn wir generell vollzeitnahe Teilzeit, Teilzeit und die dynamische 
Wahl des Arbeitszeitumfangs stärker als Normalität am Arbeitsmarkt begreifen und als 
eine Form der Arbeitsorganisation, die sehr viele Benefits mit sich bringen kann.  

Wir sehen übrigens – das zum Attraktivitätsfaktor von Jobsharing und der Wahl des 
Arbeitszeitumfangs –, dass sowohl Frauen als auch Männer Stellen bevorzugen, bei 
denen sie zwischen Teilzeit und Vollzeit wählen können. Das hat etwas mit Lebens-
phasenorientierung zu tun. Bestenfalls kann sich der Stellenmarkt darauf einstellen.  

Wenn Jobsharing häufiger werden soll, braucht es deshalb zuerst eine breitere arbeits-
organisatorische Öffnung für diese Modelle. Es ist also eine Frage eines Verständnis-
ses von Arbeitsorganisation. Bei vielen Tätigkeiten korrelieren Produktivität und Effizi-
enz nicht mit dem Arbeitszeitumfang. Es lohnt sich sogar oft für Unternehmen, qualifi-
zierte Personen nicht wegen einer Lebensphase, in der mehr Sorgearbeit geleistet 
wird, zu verlieren.  

Warum nannte ich es „Nischenmodell“? Wir haben uns letztes Jahr eine repräsentative 
Analyse von Stellenanzeigen in Deutschland angesehen und herausgefunden, dass 
Unternehmen nicht unbedingt mit Jobsharing werben. Es ist also noch nicht wirklich 
am Stellenmarkt angekommen. Wir sehen das ungefähr bei 0,37 % aller Stellenanzei-
gen. Das ist recht wenig. Bei Führungspositionen ist es dann noch ein bisschen höher; 
da sind wir bei 0,47 %. Aber, wie gesagt, das ist insgesamt einfach nicht angekommen. 
Man merkt, das ist ein Bubble-Thema. Deshalb habe ich versucht, das über die grö-
ßere Arbeitsorganisationsperspektive einzuordnen. Denn das ist eigentlich das, was 
hinter Jobsharing steht.  

Wie kann die Umsetzung funktionieren? Es sollte klar kommuniziert werden, wo es 
möglich ist. Im Falle von Führungsverantwortung sollte das als reguläre Option für 
diese Stelle mitgedacht werden und sichtbar ausgeschrieben werden und nicht nur im 
Einzelfall geprüft werden. Es braucht Onboarding-Programme und Reboarding-Pro-
gramme, und zwar strukturell verankert und nicht individuell bei den Menschen, die es 
dann nutzen. Es braucht organisatorische Standards, damit es funktioniert, Übergabe-
zeiten, gemeinsame Zielvereinbarungen, klare Verantwortlichkeiten, Unterstützung 
durch die Personalabteilungen. Der öffentliche Dienst kann da natürlich eine Vorbild-
funktion haben und in die Richtung agieren. Das zum Thema „Jobsharing“.  

Von der Grünen-Fraktion kam die Frage: Wie kann Vereinbarkeit strukturell implementiert 
werden? In der politischen Arbeit braucht es die Zusammenarbeit über die Ausschüsse 
hinweg. Es braucht das Verständnis dafür, dass Vereinbarkeit kein weiches Thema ist, 
sondern das ist ein harter Standortfaktor. Das wird in der Zukunft noch zunehmen. Das 
kann man in die Kommunikation mitnehmen. Das versuche ich auch in meiner Arbeit 
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zu machen. Wichtig ist das Verständnis für das Thema, diese Vorteilskommunikation 
in alle Richtungen und in alle Ressorts. Dann kann sich strukturell auch etwas ändern. 

Warum ist das ein harter, unabdingbarer Faktor? Wir erwarten für 2040 über 900.000 
Arbeitsplätze weniger als im Jahr 2023. Der Strukturwandel könnte leicht positive Im-
pulse bringen, aber der demografische Wandel dreht das Saldo ins Minus. Fehlende 
Arbeitskräfte trüben Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit. Ende 2025 gab es noch 
370.000 unbesetzte Stellen – so hoch wie 2017. Das bedeutet: kein weiches Thema, 
kein Frauenthema. Das ist eine zukunftsorientierte Sache.  

Noch zum Wettbewerbsfaktor: Wenn alleine Frauen mit Kindern unter sechs Jahren in 
den Arbeitsmarkt besser integriert werden könnten, dann würde das 840.000 Perso-
nen mehr am Arbeitsmarkt entsprechen.  

Die konkreten Hebel dazu: Worum geht es? Man muss das Zeitbudget von Frauen 
freimachen. Da geht es um die Kinderbetreuungsinfrastruktur – das klang hier schon 
mehrfach an; deshalb möchte ich darauf gar nicht mehr im Detail eingehen – auf staat-
licher Seite. Es geht um die innerpartnerschaftliche Aufteilung von Sorgearbeit bei 
Paaren, die sich – auch das sehen wir – eine gleichmäßigere Aufteilung von Sorgear-
beit wünschen. Der Großteil der Paare in Deutschland möchte sich das Elterngeld und 
die Elternzeit gleichmäßig aufteilen. Dazu haben wir erst letztes Jahr eine Studie ge-
macht. Das macht Zeit frei.  

Dann geht es im Gegenzug auch um die finanzielle Entlastung. Wir sehen eine Erhö-
hung des Elterngeldes als sinnvoll an; das wurde seit Einführung nicht erhöht. Es geht 
auch um haushaltsnahe Dienstleistungen. Wir sehen, dass Hausarbeit bei der Sorge-
arbeit viel Zeit in Anspruch nimmt. Selbst bei Paaren, die sagen, sie teilen das gleich-
mäßig auf, beträgt der Unterschied in der Wahrnehmung vier Stunden, die Frauen 
mehr investieren.  

Es findet immer eine ökonomische Abwägung zwischen Zeit am Arbeitsmarkt und dem 
Einkaufen dieser Zeit über andere Kanäle statt. Deshalb geht es um finanzielle Entlas-
tung und um Zeit.  

Die letzte Frage an mich kam von der AfD-Fraktion zur Einordnung des Elterngeldes. 
Ein bisschen bin ich gerade schon darauf eingegangen. Die politischen Rahmenbe-
dingungen hinken den Wünschen und den Präferenzen eines Großteils der Eltern in 
Deutschland hinterher. Sowohl Frauen als auch Männer ziehen die gleichmäßige Aus-
gestaltung der Elternzeit vor. 45 % der Frauen und 42 % der Männer – das haben wir 
getestet – wünschen sich ein egalitäres Modell, also sieben Monate für jeden Partner 
beim normalen Elterngeld. Ein knappes Viertel aller Befragten könnte sich sogar vor-
stellen, dass der Vater die längere Elternzeit macht. Das ist in der Realität nicht so. Im 
Durchschnitt sind das 2,8 Monate, die Väter das Elterngeld beziehen oder Elternzeit 
nehmen.  

Warum ist das so wichtig? Das hat langfristige Auswirkungen auf die Erwerbsbeteili-
gung von Frauen, auf ihre Erwerbsbiografien. Das IAB hat gezeigt: Je länger Väter 
Elternzeit nehmen, desto früher kehren Mütter wieder in den Arbeitsmarkt zurück. Das 
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stabilisiert ihre Erwerbsbiografie ganz stark. Wir sehen auch, dass das langfristig po-
sitive Effekte für eine gleichmäßigere Aufteilung von Sorgearbeit hat.  

Cornelia Spachtholz (Verband berufstätiger Mütter): Herzlichen Dank beiden Vor-
sitzenden für die Einladung, heute hier anwesend sein zu dürfen.  

Ich zitiere aus unserer schriftlichen Stellungnahme: 

„Vergaberecht: Öffentliche Aufträge gehen vorrangig an Unternehmen, die 
Familienfreundlichkeit und Entgeltgleichheit (Equal Pay) nachweislich um-
setzen und dem Gleichstellungscheck standhalten.“ 

Die überwiegende Mehrheit hier hat unter Umständen das gleiche Verständnis von 
Gleichstellung wie der Verband berufstätiger Mütter. Manche missverstehen darunter 
reine Frauenförderung. Für uns ist Gleichstellung da zu unterstützen, wo in der Regel 
strukturell bedingte Defizite bestehen.  

Ich habe die Stellungnahmen der anderen Sachverständigenkolleginnen und -kollegen 
gelesen. Klar ist: Die Statistik spricht für sich, und sie spricht gegen Vereinbarkeit und 
gegen Gleichstellung. Von daher besteht hier ein riesengroßer Handlungsbedarf.  

Ich erinnere mich an die Zeit, als ich in Köln lebte. Bereits 2004 oder 2005, als das 
audit berufundfamilie mit der Zertifizierung anfing, hat die IHK Köln Veranstaltungen 
zum Wettbewerbsvorteil familienbewusster Personalpolitik mitdurchgeführt. Das 
Thema ist bei manchen Akteur:innen schon lange auf der Agenda. Wir waren von An-
fang an beteiligt und sind seit 1990 unbezahlt ehrenamtlich engagiert hierzu.  

Sie fragen, wie ein Gleichstellungscheck aussehen könnte. Natürlich unterstützen wir 
in der Entwicklung eines solchen Equality-Equity-Indexes; da sind wir gerne dabei.  

Für uns heißt das, es gibt bereits einige Zertifizierungen. Also können wir da hingu-
cken: Mit was sind Unternehmen zertifiziert? Womit bekennen sie sich? Da gibt es das 
audit berufundfamilie, das NRW-Qualitätssiegel der Bertelsmann Stiftung, die Charta 
der Vielfalt, die Unternehmen unter Umständen gezeichnet haben, das Bündnis „Ge-
meinsam gegen Sexismus“ auf Bundesebene, wo Unternehmen sich anschließen kön-
nen und sich bekennen können, und natürlich gibt es die Lokalen Bündnisse für Fami-
lie. Hier waren wir als Verband berufstätiger Mütter in Köln von Anfang an involviert. 
Das war ein sehr erfolgreiches Konzept vor Ort. Wir wurden auch Bündnispartner auf 
Bundesebene. Lokale Bündnisse für Familie sind einfach fantastisch.  

Hier ist vielleicht die Landesregierung gefordert, Anreize zu schaffen, damit sich Kom-
munen zu diesen Lokalen Bündnissen für Familie zusammenschließen. Denn da sind 
die Spitzenverbände, die Unternehmen, die Hochschulen, in unserem Fall die Familien 
in ihrer Diversität, die dann bei dem Thema „Vereinbarkeit und Familienfreundlichkeit“ – 
das ist ja ein Riesenaspekt von Gleichstellung – zusammenwirken. Sowas ist großartig; 
auch das ist messbar.  

Es gibt natürlich das Unternehmensnetzwerk „Erfolgsfaktor Familie“. Da kann man auch 
nach Best Practice gucken, ob Unternehmen das gezeichnet haben und da Mitglied 
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sind. Wir gehören seit 2008 zu den 300 Erstunterzeichnerinnen. Da werden wertvolle 
Veranstaltungen angeboten.  

Dann Gleichstellung ganz konkret: Es haben ja Kolleginnen vor mir hier schon dazu 
gesprochen – vom DGB, Sandra Runge, von der Bertelsmann Stiftung. Wie sieht es 
aus mit Frauen in Führung zum Beispiel in Unternehmen? Das ist ein wesentlicher 
Faktor. Wir fordern seit über zehn Jahren eine Quote Gender Topsharing, damit wir 
Frauen entsprechend unserer Qualifikationen, Neigungen und auch Notwendigkeiten 
der wirtschaftlichen Unabhängigkeit – die uns seit 1990 satzungsgemäß ausmacht – 
am Erwerbsleben teilhaben können und nicht aufgrund fehlender Flexibilität in Unter-
nehmen und fehlender Angebote, zu führen in Teilzeit, in andere Beschäftigungsver-
hältnisse und in unfreiwillige Teilzeit gedrängt werden, die oftmals nicht unserer Qua-
lifikation entsprechen.  

Männern ermöglicht Gender Topsharing ohne Sorge vor Karriereverlust, familiäre All-
tagsaufgaben und Fürsorgeaufgaben wahrzunehmen. Für uns ist Familie zum einen 
natürlich Kinderbetreuung und zum anderen Bildungsbegleitung, die aufgrund des de-
fizitären Betreuungs- und Bildungssystems leider notwendig ist. Das ist natürlich auch 
Pflege von Angehörigen. Manchmal trifft Familien beides, weil Kinder auch pflegebe-
dürftig sein können. Von daher ist das für uns ein Riesenhebel.  

Ein anderer Punkt ist, zu gucken: Wie viele sind denn in Führung in Unternehmen? 
Natürlich müssten wir nach Branchen unterscheiden – das ist völlig klar – und nach 
Unternehmensgrößen, aber auch das ist mit Simulationsrechnungen gut zu gestalten. 
Wie viele Frauen sind in Führung im Verhältnis zu Männern? Auf welchen Manage-
mentebenen, auf welchen Leveln?  

Wie viele Mütter sind in Führung? Wir haben noch überhaupt keine Mütterquote. Damit 
meine ich nicht Mütter wie mich, die schon Richtung 60 sind und erwachsene Kinder 
haben, die ihr eigenes Leben gestalten. Ich meine Mütter, die Kinder im U3- und Ü3-
Bereich haben, im Grundschulbereich, im Übergang zur weiterführenden Schule – da, 
wo wir immer wieder gefordert sind und die Erwerbseinbrüche von uns Müttern leider 
erleben.  

Ein anderes spannendes Feld ist natürlich: Wir haben aktuell durch eine sehr großzü-
gige private Spende Prognos beauftragen können zur Wirkungsweise von Elterngeld, 
zur Wirkungsweise der Lohnzentrierung des Elterngeldes. Die Erkenntnisse sind er-
schreckend. Wir wussten zwar schon vieles dazu, aber nicht, dass das so gravierend 
ist. Hier ist dann auch die Frage die betriebliche Altersversorgung. Wie viele Frauen 
nehmen die tatsächlich wahr? Natürlich: Wenn ich in Teilzeit beschäftigt bin in einem 
Einkommenslevel, das nicht Führungslevel ist, dann habe ich unter Umständen gar 
nicht die Möglichkeit, Entgeltumwandlung zu machen – Punkt eins. Und die Frauen, 
die es machen – das erleben wir –, sind dann an dem Punkt: Wenn sie in Elternzeit 
gehen und in Elterngeldbezug sind, wird die betriebliche Altersversorgung beitragsfrei 
gestellt, und wenn sie dann in Teilzeit zurückkehren, selten aktiviert und wenn, dann 
überhaupt nur runtergefahren. Es gibt aber Unternehmen, die auf freiwilliger Basis die 
Elterngeldzeit überbrücken durch eigene aktive Beiträge, damit diese betriebliche 
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Altersversorgung weitergezahlt werden kann. Vielleicht kann die Landesregierung 
überlegen, wie sie das anders unterstützen kann.  

Wie sieht die aktive Väterpolitik in Unternehmen aus oder die aktive Ansprache von 
Care-Leistenden? Gibt es da Netzwerke in Unternehmen? Gibt es Beratungsstellen 
aktiv? Oder ist das alles eine Hohlschuld von den Beschäftigten, die sich dann aber 
nicht trauen, zu holen, damit sie eben nicht aus der Spur fallen und unter Umständen 
dann für weitere Karrierewege nicht infrage kommen? Auch hier gab es ja schon einige 
Beispiele von meinen Vorrednerinnen.  

So ein Equality-Equity-Index könnte viele Aspekte erfassen. Ein wesentlicher ist na-
türlich auch Arbeiten frei von Zeit und Raum. Hierzu haben wir als Verband berufstäti-
ger Mütter bereits 2011 ein Positionspapier veröffentlicht.  

Homeoffice: Da fordern wir das mobile Arbeiten. Wir wollen Arbeitgebern nicht die Be-
triebsstätte vorschreiben, also einen Rechtsanspruch auf Homeoffice nicht, aber auf 
mobiles Arbeiten durchaus. Hinzukommen die Flexibilisierung der Arbeitszeit und Orts-
modelle. Aber wir müssen natürlich auch an die Selbstständigen denken, an Solo-
selbstständige und Unternehmerinnen.  

Damit sind wir bei dem großen Punkt „Betreuung und Bildung“. Hier haben wir ein 
Riesendefizit, und zwar einmal in der Quantität, das heißt, vom Angebot der Plätze 
her, vom Öffnungszeitenangebot, Notbetreuung, Randbetreuung, Ferien. Auch Selbst-
ständige machen durchaus punktuell Ferien. Der Verband kinderreicher Familien wird 
noch sprechen. Bei mehreren Kindern sind Betreuungsangebote unter Umständen dia-
metral versetzt. Das fordert Eltern über die Maßen heraus – unabhängig davon, ob in 
der Selbstständigkeit oder als angestellt Beschäftigte. Das ist das Thema „Quantität“.  

Natürlich haben wir Eltern nur den Kopf frei für die Arbeit, wenn wir wissen, dass die 
Qualität stimmig ist. Dieser Auftrag muss zwingend erfüllt werden. Denn zum einen 
geht es um die Chancengerechtigkeit für die Kinder. Zum anderen hat das eine öko-
nomische Seite. Ich spreche bewusst nicht von „Kosten“, sondern von „Investitionen“ 
mit einem riesigen Social Return on Investment. Dessen müssen wir uns einfach alle 
bewusst sein: Wenn wir heute nicht massiv in Bildung investieren – schon U3 ist Bil-
dung –, dann produzieren wir morgen Schulabbrecher:innen, Menschen, die für den 
Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stehen können, was zu enormen Folgekosten führt.  

Heute behindern wir die Vereinbarkeit von Beruf und Familie – damit sind wir wieder 
bei der Gleichstellung –, was über die Maßen Frauen und Mütter trifft. Kultur folgt 
Struktur. Ich mache es an einem Beispiel deutlich, das sicher allen noch in Erinnerung 
ist: Die Einführung der Gurtpflicht hat einen riesigen Aufschrei ausgelöst. Das sei ein 
Eingriff in die Privatsphäre. Wie kann der Staat das tun? Der Staat greift ständig in die 
Privatsphäre ein, beispielsweise bei der Ehe und familienpolitischen Leistungen. Aber 
was hat sich verändert? Durch die Sanktionen, die es gab, hat sich bei der Industrie 
etwas verändert. Es wird kein Auto ohne Gurt mehr angeboten. 
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Vorsitzender Josef Neumann: Frau Spachtholz, ich unterbreche Sie nur ungern, 
aber wir haben einen begrenzten Zeithorizont. Ich würde darum bitten, nur die Fragen 
zu beantworten, die tatsächlich gestellt werden. Vielen Dank.  

Cornelia Spachtholz (Verband berufstätiger Mütter): Abschließend: So selbstver-
ständlich, wie das Gurttragen im Auto ist, sollte Gleichstellung sein – mit den bekann-
ten positiven persönlichen, betriebswirtschaftlichen und volkswirtschaftlichen Effekten.  

Julia Drosselmeyer (Verband Working Moms): Vielen Dank für die Einladung und 
für die erste Frage der SPD. Wir haben in unserer Stellungnahme auch einen Schwer-
punkt auf Ferienbetreuung gesetzt, vor allem bis zum 14. Lebensjahr. Warum haben 
wir das getan? Unsere Working Moms stehen für Frauen, die Vereinbarkeit leben, und 
die Realität endet nicht in der Kita. Natürlich fängt das mit der Kita an, und es ist wich-
tig, dass wir da ein gutes Angebot haben. Aber wir sehen auch, dass die Herausforde-
rungen tendenziell zunehmen, wenn die Kinder älter werden. Die Übergänge in die 
Grundschule und in die weiterführende Schule sind Stresssituationen für die Verein-
barkeit für Familien und für die Kinder, die abgedeckt werden müssen.  

Frauen – meistens sind es noch Frauen –, die in Teilzeit arbeiten, um die Vereinbarkeit 
meistern zu können, sagen meistens am Anfang: Ich stocke auf, wenn die Kinder groß 
sind. – Dann ist die Frage, wann die Kinder groß sind. Die Kinder sind nicht groß, wenn 
sie den Kindergarten verlassen. Oft gibt es den Gedanken, dass man dann ab dem 
Kindergarten wieder mehr arbeiten möchte, um aus dieser Teilzeitfalle wieder heraus-
zukommen. Aber die Strukturen dafür fehlen. Die Strukturen werden immer weiter ver-
bessert, aber wir sehen, dass in Grundschulen und in den weiterführenden Schulen 
das Angebot nicht ausreicht, damit Eltern Vereinbarkeit wirklich leben können und wie-
der zur vollzeitnahen Position zurückkommen. Das passiert in der Realität noch nicht.  

Der Hauptfaktor ist an vielen Stellen: Bestehende Angebote sind oft nicht transparent. 
Das heißt, man weiß gar nicht, welche Möglichkeiten man als Eltern über die Zeit von 
Kindergarten, Grundschule und weiterführende Schule nutzen kann. Wenn sie trans-
parent gemacht werden, ist aber auch die Verfügbarkeit, wie wir wissen, an vielen 
Stellen nicht gegeben. Das heißt, ein Platz ist nicht gesichert. Man muss kämpfen und 
die notwendige Betreuung, um vollzeitnah arbeiten zu können oder die Vereinbarkeit 
regeln zu können, einfordern. Und die Betreuung ist nicht verlässlich.  

Da kommt der Punkt „Ferienbetreuung“ hinzu. Wir reden oft über den Schulbetrieb. 
Die Arbeit interessiert sich aber nicht für Sommerferien, Herbstferien, Osterferien und 
Weihnachtsferien. Ja, es gibt Angebote in diesen Ferienzeiten, und sie werden auch 
ausgeweitet, aber es ist ein Flickenteppich. Diesen Flickenteppich gilt es, strukturell zu 
unterstützen, dass die Kommunen nicht versuchen, zusammen mit Sportvereinen und 
Kunst- und Kulturvereinen irgendwelche Programme als Flickenteppich anbieten zu 
können, wo dann wieder Verfügbarkeit und Transparenz den Familien sehr erschwert 
werden. 

Wir legen ein Hauptaugenmerk darauf, nicht nur an die ersten Jahre zu denken. Wenn 
wir den Wirtschaftsfaktor Vereinbarkeit in NRW leben wollen, müssen wir das mindestens 
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bis zum 14. Lebensjahr komplett abdecken. Das 14. Lebensjahr ist wirklich aus unserer 
Realitätsbrille gekommen. Dann fängt es an, dass Kinder sich nachmittags ihren Auf-
gaben selber widmen können, dass sie sich in den Ferien komplett selber beschäftigen 
können. Ein 10-jähriges Kind und ein 11-jähriges Kind können das nicht. Die Pro-
gramme, die derzeit da sind, zum Beispiel bei Ganztagsschulen oder Ferienbetreuungen, 
sind qualitativ nicht so hochwertig, dass die Eltern sich zurücklehnen und sagen, das 
reicht. Die Eltern sehen hier ganz klar eine qualitative und quantitative Abwertung, die 
nicht ausreicht, um die Kinder alleine laufen zu lassen. Abdecken tun das am Ende 
meistens die Frauen, die dann wieder nicht vollzeitnah arbeiten, sondern sich darum 
kümmern, dass die Qualität unserer Kinderbildung und die Teilhabe der Kinder an so-
zialen und sportlichen Aktivitäten abgedeckt werden.  

Dr. Julia Grewe (Verband Working Moms): Sehr geehrter Vorsitzender! Sehr ge-
ehrte Vorsitzende! Sehr geehrte Abgeordnete und natürlich auch Sachverständige! 
Vielen Dank dafür, dass wir hier zusammengekommen sind und für die Fragen.  

Ich möchte ergänzend zu dem Thema „Ferienzeiten“ sagen: In den aktuellen Referen-
tenentwürfen zum Hochschulstärkungsgesetz ist zum Beispiel leider immer noch nicht 
das Thema enthalten, dass Schulferien und Semesterzeiten überhaupt nicht korrelie-
ren und dass damit Ihre Landesbeamten ein großes Problem mit der Ferienbetreuung 
allein in den nächsten Jahren haben werden. Das heißt, das Thema der institutionellen 
Aufarbeitung und auch, den öffentlichen Dienst als Vorbild zu nehmen – das steckt ja 
auch in Ihrem Antrag in einem anderen Punkt drin –, unterstützen wir, aber dann auch 
da, wo doch gerade die Gesetze offen sind und verabschiedet werden können.  

Ich gehe noch genauer auf die Frage zur Equal-Share-Prämie ein. Wie Sie schon in 
der Frage dargestellt haben, stehen wir dem eher skeptisch gegenüber. Ich könnte die 
Frage kurz beantworten, würde es aber gerne ein bisschen länger machen. Die gleiche 
Verteilung der Care-Arbeit ist ein zentrales Thema. Das Thema finden wir sehr wichtig.  

Der Umsetzungsansatz ist uns zu punktuell, was ich gerne ein bisschen ausführen 
würde mit Bezugnahme auf die wahnsinnig wichtigen Erkenntnisse der Wirtschaftsno-
belpreisträgerin Claudia Goldin, die den Gender-Pay-Gap genauer analysiert hat. Sie 
hat gesagt, es gibt mehrere Ursachen; ein paar spielen heute schon definitiv mit rein. 
Ein zentraler Aspekt ist der Parenthood-Effekt. Das heißt, die Personen – das muss 
gar nicht unbedingt die Mutter sein, sondern würde die Väter genauso treffen –, die für 
längere Zeit ihren Karriereweg unterbrechen, um sich vorrangig um die Kinder zu küm-
mern, holen das in der Karriere nie wieder auf. Daher ist es wichtig, die Zeit zu verkür-
zen. Aber der ideale Weg wäre die partnerschaftliche Aufteilung, damit für beide die 
gleiche und dann kleinere Lücke entsteht. Alles, was man dafür tun kann, dass man 
das gerechter aufteilt, ist ein guter Ansatz.  

Allerdings muss man dazu sagen: Diese Entscheidungen, die in den Familien getroffen 
werden, sind sehr komplex. Das ist auch eine finanzielle Entscheidung: Wie viel ver-
dient die eine Person, und wie viel verdient die andere Person? Sie haben ja auch 
danach gefragt, welche Maßnahmen wir eher befürworten würden. Es sind Modelle zu 
entwickeln – andere Länder haben die sicherlich schon entwickelt –, bei denen nicht 
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mehr nur der rausgeht, bei dem man auf weniger Gehalt verzichtet, sondern es auch 
einen gewissen Ausgleich gibt, sodass es für die Familie nicht mehr finanziell schädlich 
ist, wenn dann eben beide raustreten würden für eine Zeit lang und eben abwechselnd. 
Das wäre ein neu aufgesetztes und faireres Modell der Elternzeitvergütung oder des 
Ersatzes. Das wäre auf jeden Fall schon mal ein Punkt, den wir vorschlagen würden.  

Ansonsten muss man auch noch sagen – ich hatte es ja gerade auch versucht, zu 
begründen –, dass sich Karrierewege eigentlich in diesem Moment entscheiden, wenn 
man eben rausgeht aus seinem Karriereweg. Bis dahin war vielleicht alles noch equal. 
Aber dann entscheidet sich das oft. Es wäre klug – wie Sandra Runge gesagt hat –, 
wenn es für den entscheidenden Moment des Wiedereintritts viele Modelle gäbe, die 
ermöglichen, dass man gleich wieder in Führung oder in Karrierewege einsteigen 
kann. Denkbar wären ein Tandem-Modell und generell mehr Offenheit und mehr Un-
terstützung. Ich weiß, es gibt die Gesetze dazu. Die könnten transparenter gemacht 
werden, damit man möglichst schnell wieder an seine Karrierewege anknüpfen kann.  

Ich komme zu Ihrer Frage zurück. Das Thema ist zentral. Die Entscheidung, die die 
Familien treffen, ist zu komplex, um zu sagen: Wegen dieser Prämie mache ich es 
anders.  

Ein wichtiger Aspekt sind natürlich – das ist heute schon sehr oft genannt worden – 
die Betreuungsangebote. Eine wichtige Erkenntnis von Claudia Goldin war, dass 
“Greedy Work” – sehr hohe Flexibilität und ständige Verfügbarkeit – in hohem Maße 
besser bezahlt ist. Nach der Elternzeit ist die Frage: Wer von beiden kann diese Art 
von Arbeit noch leisten? Die wird höher bewertet als die Arbeit, die sich in eine gute 
Struktur passen lässt, die eben noch mit einer Kinderbetreuung einhergehen kann. Da 
wäre es interessant, das Betreuungsangebot flexibler zu gestalten und von Randzeiten 
noch mehr Gebrauch machen zu können, damit möglicherweise die Mutter eine Ar-
beitsstelle wieder fortführen kann, die diesem komplexen Anspruch eher gerecht wer-
den kann.  

Wenn Sie sich darum kümmern, dann finden wir, das Thema der gleichen Verteilung 
der Care-Arbeit und damit auch der Auszeiten ist ein gutes Thema, und würden uns 
an der Entwicklung von Maßnahmen gerne beteiligen.  

Prof. Dr. Ute Klammer (Universität Duisburg-Essen [per Video zugeschaltet]): Guten 
Morgen! Ich bin leider nicht vor Ort. Ich musste mich heute mit einer anderen Baustelle – 
im wahrsten Sinne des Wortes – der Landespolitik herumschlagen, nämlich mit der 
Verkehrspolitik. Deshalb musste ich ins Büro zurückfahren; das hat aber auch nicht 
rechtzeitig geklappt. Übrigens hat die Verkehrspolitik auch eine genderpolitische Di-
mension, aber da die im Antrag nicht vorkam, will ich dazu jetzt nichts sagen.  

Die erste an mich gestellte Frage bezog sich auf den Gender-Pay-Gap, auf den ich in 
meiner Stellungnahme ausführlich Bezug genommen habe, weil ich dazu viel geforscht 
habe. Nach wie vor haben wir es, wenn es um Gleichstellung geht, mit allen drei gro-
ßen Phänomenen zu tun: Geld, Zeit und Infrastruktur. Auf alle drei müssen wir sehen.  
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Geld hat natürlich viel mit dem Erwerbseinkommen von Frauen und Männern zu tun. 
Was uns wichtig war und was wir in Forschung nachgewiesen haben, ist, dass Frau-
enarbeitsplätze auch deshalb schlechter bezahlt werden, weil sie von Frauen ausgeübt 
werden. Da haben wir den sogenannten Comparable Worth Index entwickelt und da-
rauf hingewiesen, dass man sich wirklich ansehen muss, was Frauen in ihren Tätig-
keiten verdienen. Wenn wir uns ansehen, wie viel da an Ungleichbezahlung ist – man 
mag es gar nicht meinen –, kommt man auf weit mehr als diesen sogenannten berei-
nigten Gender-Pay-Gap von 6 %, der uns oft allein als noch problematisch erscheint, 
und ist schnell im zweistelligen Bereich.  

Frauen müssen die Erwerbschancen haben, aber sie müssen natürlich auch die Ein-
kommenschancen haben. Sonst werden viele Entscheidungen in der Familie – das 
haben auch schon einige Vorrednerinnen betont – einfach natürlich auch aus finanzi-
ellen Gründen so gefällt, wie sie gefällt werden, und führen zu einer asymmetrischen 
Verteilung von Care- und Erwerbsarbeit. Das ist durchaus eine rationale Familienstra-
tegie.  

Was sind landespolitische Ansätze? Jetzt kann man sagen: Natürlich ist die Bezahlung 
vor allem Frage der Arbeitgeber, Frage der Tarifparteien, nicht in alles kann und sollte 
das Land eingreifen. Aber darauf ein sehr aufmerksames Auge zu haben, ist natürlich 
sehr wichtig.  

Drei Sachen möchte ich als landespolitische Aufgaben markieren.  

Das eine ist: Über das Tariftreue- und Vergabegesetz NRW – dazu habe ich geschrie-
ben –, das sicherlich hier Reformbedarf zeigt, kann man natürlich noch mal genauer 
darauf achten, dass Vergabe an tarifgebundene Unternehmen erfolgt, und ähnliches. 
Da hat das Land auf jeden Fall Einfluss. Wir wissen, dass auch Tarifverträge hier nicht 
diskriminierungsfrei sind. Aber da, wo Tarifverträge da sind, ist dieser Gender-Pay-
Gap geringer. Also auch diese Bewertungsungleichheit ist geringer. Insofern macht es 
Sinn, da auf jeden Fall drauf zu sehen.  

Das andere ist – das wurde auch schon von einer meiner Vorrednerinnen gesagt –: 
Das Land NRW ist ein großer Arbeitgeber. Hier geht es auch um den TV-L. Es geht 
um Beförderungsstrukturen. Als ich damals Vorsitzende der ersten Gleichstellungs-
kommission des Bundes war, hat mir das der Beamtenbund auch gesagt: Guckt mal 
stärker auf Beförderungsstrukturen! Was passiert nach Elternzeit? – Das war auch 
schon Thema. Da hat das Land auch einen direkten Einfluss, stärker darauf zu gucken: 
Was passiert hier mit Entlohnung, mit faktischer Entlohnung? Wie werden Frauen und 
Männer eingruppiert?  

Das Dritte, das wirklich jetzt unmittelbar ansteht, ist: Auch das Land und nicht nur der 
Bund hat natürlich Aufgaben in der Umsetzung der europäischen Entgelttransparenz-
richtlinie, die eigentlich bis zum 7. Juni umgesetzt werden muss. Da ergeben sich auch 
für die Landespolitik und für das Land als Arbeitgeber einige Herausforderungen und 
Aufgaben in Bezug auf die geschlechtergerechte Entlohnung. Ich will da nicht auf die 
Einzelpunkte eingehen; ich habe sie in meiner Stellungnahme ja aufgeführt.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 22 - APr 18/1194 

Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales (107.) 22.04.2026 
Ausschuss für Gleichstellung und Frauen (40.) 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich) bar 
 
 
Ich komme zu der Frage: Ist der Antrag nicht so gestaltet, dass hier der Staat mehr 
eingreift? Brauchen wir nicht eigentlich mehr Wahlfreiheit? Sollen Personen – Männer, 
Frauen, verschiedene Geschlechter – nicht so leben können, wie sie wollen? Können 
wir da eigentlich über Gesetze oder über Nudging eingreifen? So eine Prämie würde 
ja in den Bereich „Nudging“ fallen.  

Man muss die Frage andersrum stellen: Wie ist es denn jetzt? Haben wir denn wirkli-
che Wahlfreiheit? Genau das ist ja nicht der Fall, sondern viele Regeln, die wir jetzt 
haben, beschränken eindeutig die Wahlfreiheit, Familie und Beruf zu gestalten. Die 
sind auch bekannt: Ehegattensplitting, Mitversicherung in der Krankenversicherung, 
Gender-Pay-Gap und ähnliches. Wir haben gerade keine Wahlfreiheit, sondern wir 
müssen darauf gucken, dass wir solche negativen Anreize beseitigen, damit Wahlfrei-
heit überhaupt entstehen kann.  

In den Gleichstellungsberichten haben wir diese mangelnde Wahlfreiheit gezeigt. Es 
ist nicht rational, dass jemand, der weniger verdient, wenn ein Kind dazukommt, plötz-
lich aus dem Arbeitsmarkt aussteigt und die Familie weniger Einkommen zur Verfü-
gung hat. Es ist rational für Frauen, vielleicht einen Minijob zu nehmen, obwohl es 
langfristig schlecht für sie ist. Wir müssen das in der Langfristperspektive beobachten 
und können erst dann beurteilen, ob eine bestimmte Maßnahme gut oder schlecht ist. 
Ich habe lange gebraucht, um zu kapieren, warum es so schwierig ist, gegen die Mi-
nijobs anzugehen, nämlich weil sie unter den jetzigen Rahmenbedingungen – geringe 
Kinderbetreuung, unzuverlässige Kinderbetreuung, vielleicht kein Angebot auf einen 
attraktiven Arbeitsplatz – für viele Frauen als geeignete Option erscheinen. Das 
scheint erst mal rational sinnvoll zu sein. Aber das sind Eingriffe, die wir durch institu-
tionelle Regelungen haben, die langfristig eine asymmetrische Verteilung von Er-
werbs- und Sorgearbeit festschreiben. Da müssen wir ansetzen, um das zu beseitigen.  

Was wir im Moment sehen – das ist wirklich eine große politische Gefahr –, ist, dass 
die Punkte, die lange Zeit auch aus der Geschlechterforschung empirisch begründet 
kritisiert wurden, wie Ehegattensplitting oder beitragsfreie Mitversicherung in der Kran-
kenkasse, die einen negativen Arbeitsanreiz auf Frauen ausüben können, plötzlich po-
litisch thematisiert werden, aber in einer Art und Weise, dass sie als Sparmodell abge-
schafft werden sollen, und nicht etwa im Hinblick auf mehr Gleichstellung. Wenn das 
nicht flankiert ist mit einem besseren Ausbau zum Beispiel von Betreuungsinfrastruk-
tur, verlässlicher Kinderbetreuung, dann schlägt das wirklich als Kürzungsmodell auf 
Frauen zurück. Dann bringt das wenig, das Ehegattensplitting oder die beitragsfreie 
Mitversicherung abzuschaffen. Wahlfreiheit herzustellen, heißt, sich anzusehen, was 
eine bestimmte Regelung langfristig bedeutet. Deshalb ist das durchaus sinnvoll, da-
rauf einen Fokus zu setzen.  

Die dritte Frage bezog sich auf die Ursachen und die Mehrdimensionalität. In der Tat 
war mir wichtig, in der Stellungnahme zu betonen, dass natürlich nicht das Land hier 
alles alleine regeln kann, sondern dass man immer das Zusammenwirken verschiede-
ner Akteure und Wirkungsfaktoren im Blick halten muss. Da kann das Land einiges 
tun, da kann der Gesetzgeber einiges tun, weil die institutionellen Rahmenbedingun-
gen ein ganz wichtiger Faktor sind.  
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Aber da müssen wir uns natürlich auch ansehen: Was machen die Betriebe? Wieso 
kommen Frauen da zum Beispiel nicht in Führungspositionen? Wieso werden auch 
Frauen quasi in Sippenhaft genommen, die gar keine Kinder und Pflegebedürftige zu 
versorgen haben, weil man annimmt, dass sie vielleicht deshalb dem Arbeitsmarkt in 
der Zukunft nicht zur Verfügung stehen würden?  

Da ist mir besonders wichtig, noch mal zu betonen, dass wir Unternehmen dabei un-
terstützen müssen, flexiblere Arbeitszeitmodelle zu implementieren. Ich bin keine Ver-
fechterin der allgemeinen Viertagewoche für alle, weil ich denke, das ist ein Lebens-
modell, das für bestimmte Phasen passt. Da ist es auch wichtig, dass wir große Vollzeit 
oder kleine Teilzeit haben. Das ist in Deutschland zu wenig ausgebaut. Aber das passt 
nicht für alle Lebensphasen. Wir brauchen Regelungen, die uns ermöglichen, lebens-
phasenspezifisch Arbeitszeiten anzupassen und auch wieder zu wechseln.  

In einem neueren Forschungsmodell haben wir gesehen, dass Betriebe darauf oft 
noch zu schlecht eingestellt sind. Die sind mit vielen Regelungen konfrontiert, die es 
gibt: Elternzeiten, Pflegezeiten, Sabbaticals, Brückenteilzeit und ähnliches. Sie haben 
aber keine guten Modelle, um das wirklich umzusetzen, ohne dass es zu Mehrbelas-
tungen anderer Beschäftigter – Frauen wie Männer – im Betrieb kommt. Das kann 
leicht dazu führen, dass Frauen nie diese Rechte in Anspruch nehmen. Wir wissen 
das zum Beispiel von der Freistellung für Krankheit von Kindern. Das ist ja ein lange 
verbrieftes Recht. Das nehmen viele Frauen gar nicht in Anspruch, weil sie nicht die 
Kolleginnen und Kollegen belasten wollen. Wenn man diesen Eindruck hat, man darf 
diese Rechte gar nicht in Anspruch nehmen, weil der Betrieb vielleicht keine guten 
Modelle hat, Arbeit umzuorganisieren, indem man Leute breiter für verschiedene Tä-
tigkeiten einsetzt und ausbildet und Arbeitszeit umverteilt, führt das dazu, dass diese 
Modelle nicht wirklich genutzt werden können oder andere Beschäftigte besonders be-
lastet sind. Wir sehen schon jetzt einen sehr hohen Krankenstand zusätzlich zum 
Fachkräftemangel.  

Wenn sich das Land da auch engagieren könnte, um Unternehmen stärker zu unter-
stützen, zu begleiten, Modellprojekte zu machen, wie man diese Auszeiten und Ar-
beitszeitreduzierung tatsächlich in der Belegschaft besser umsetzen kann, wäre das, 
glaube ich, ein großer Beitrag dafür, eine gleichberechtigtere Teilhabe am Arbeits-
markt zu erreichen.  

Dabei würde ich es erst mal belassen, denn wir haben sicher noch andere Fragen zu 
klären.  

Uta Baumann-Giedziella (Verband kinderreicher Familien NRW): Vielen Dank für 
die Einladung, als Sachverständige auftreten zu können, an die Vorsitzenden. Ich habe 
kurzfristig noch Verstärkung mitgebracht: unsere Landesvorsitzende Frau Gronack-
Walz.  

Wir kommen zum ersten Punkt: den beruflichen Einstieg begleiten. Wir haben bundes-
weit ein Projekt. Das nennt sich MACHbar. Wir begleiten hauptsächlich Frauen nach 
einer gewissen Elternzeit. Bei kinderreichen Familien beträgt die meistens eine längere 
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Zeit. Häufig haben wir auch Frauen, die sehr jung Kinder kriegen, also ihre Ausbildung 
abgebrochen haben, ihr Studium abgebrochen haben und danach integriert werden 
müssen. Wir leisten diese Arbeit mit eigenen Sozialarbeitern und eigenen Hilfen. Das 
wird zurzeit finanziert über "Demokratie leben!". Es ist auch verstetigt worden. Die 
Frauen kommen zu uns und sagen, sie würden gerne wieder einsteigen. Dann küm-
mern sich unsere Mitarbeiter darum: Wo sind die Stärken? Meistens sind das Organi-
sation und der Care-Bereich. Sie suchen zusammen mit denen Ausbildungsplätze 
oder Wiedereinstiegsplätze, meistens in der Pflege oder im Kindergarten. Das sind 
potenzielle Care-Mitarbeiter, die nicht im Homeoffice arbeiten können, auch wenn sie 
es gerne würden – im Gegensatz zu dem Trend, den die Studien angeben, wo man 
arbeiten möchte. Die werden dann von uns über alle Schwierigkeiten – Behörden-
gänge, Geld beantragen bis praktisch zur Prüfung – begleitet inklusive: Wo kriege ich 
die beste Kinderbetreuung? Wer unterstützt mich dabei? Welches Amt ist dafür zu-
ständig? All das erledigen wir erfolgreicher als die Arbeitsämter.  

Das funktioniert natürlich nur über das Geld des Bundes. Da könnte das Land natürlich 
mehr unterstützen, dass man auch Landesgelder dafür kriegt. Dann wiederum müssen 
wir auch Landesangestellte einstellen. Im Moment läuft das alles vom Bund aus ge-
steuert in allen Bundesländern – hauptsächlich allerdings hier bei uns in Nordrhein-
Westfalen.  

Das wäre das, was man sich wünscht: den beruflichen Einstieg wieder möglich zu 
machen. Viele unserer Frauen arbeiten in Teilzeit, weil das gar nicht anders möglich 
ist. Wenn man viele Kinder hat, hat man viel Care-Arbeit. Selbst wenn die Männer 
mitarbeiten, muss meistens einer zurückstecken. Das machen auch die Männer in die-
sen Familien, weil sie sich ganz bewusst entscheiden, viele Kinder zu kriegen.  

Viele Kinder heißt: drei. Ab da ist man kinderreich. Das geht in die Geschichte zurück 
zu unserem ersten Familienminister, Herrn Wuermeling. Das ist auch praktisch in der 
EU überall so. Aber viele Familien haben auch vier oder fünf Kinder oder gar sechs, 
sieben, acht Kinder. Dann steigt man ein, wenn das jüngste Kind 14 ist. Das kann 18 
Jahre Pause im Beruf sein oder auch mal 20 Jahre Berufspause. Aber wir entscheiden 
uns dazu. Das ist schon eine Entscheidung, die man bewusst trifft. Deswegen kann 
man natürlich sagen: Ehegattensplitting und sowas alles ist in den Familien auch wich-
tig. Darüber wollen wir aber jetzt nicht reden. Das wäre diese Begleitung des berufli-
chen Einstiegs.  

Herr Hagemeier fragte: Führt der Antrag der SPD zu mehr Staat und weniger Individu-
alität? Ja, Frauen fühlen sich nämlich dann auch unter Druck gesetzt, dass sie sich 
jetzt entscheiden müssen zwischen Arbeit und Familie. Und wir kämpfen ja gerade 
darum, dass die Familien das dritte Kind kriegen, was im Moment sehr schwer ist aus 
finanzieller Sicht, aber eben auch aus diesem Druck der Gesellschaft, dass alle Frauen 
arbeiten sollen, und zwar am liebsten voll. Das ist natürlich klar, wenn man eine Voll-
versorgung im Kindergarten anbietet, wie wir sie alle gerne hätten, dass man sich dann 
ein bisschen unter Druck gesetzt fühlt.  

Teilzeit arbeiten die meisten Frauen bei uns. Viele arbeiten auch in diesem Minijob-
Modell, weil das das ist, was man noch leisten kann neben der Kinderbetreuung, in 
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der Regel allerdings natürlich mit der Einzahlung in die Rentenkasse, auch wenn es 
nur Mikropunkte sind. Wenn man relativ spät viele Kinder gekriegt hat, geht man dann 
auch in die Pflege der Eltern über. Da sind wir häufig auch in dieser Sandwichsituation, 
was man dann natürlich auch als Frau macht. Trotzdem ist Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie auch für einen Teilzeitjob natürlich extrem wichtig.  

Betreuung ist ein Bildungsauftrag. Chancengleichheit sollte für alle gegeben sein.  

Isabel Gronack-Walz (Verband kinderreicher Familien NRW): Zu der Frage der 
AfD: Kindergeld und Elterngeld sind länger nicht mehr erhöht worden. Beides ist sehr 
diskutiert worden. Und es ging um die Frage: Was wünschen wir uns? Wünschen wir 
uns eine Erhöhung von diesen finanziellen Maßnahmen, oder wünschen wir uns eher 
eine Stärkung der strukturellen Maßnahmen, die dafür sorgen, dass eine Vereinbarkeit 
eher erreicht werden kann? Ich finde das sehr schade, das gegeneinander auszuspie-
len. Natürlich ist es eine Katastrophe, dass diese finanziellen Möglichkeiten Kindergeld 
und Elterngeld lange nicht erhöht worden sind. Die sind zu niedrig, ja. Aber ich glaube, 
wir haben sehr deutlich von allen vor mir Sprechenden gehört, dass strukturelle Maß-
nahmen das Wichtigste sind, denn das ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Es 
betrifft nicht nur die Familien, nicht nur die einzelne Familie, die drei, vier, fünf Kinder 
hat oder auch nur ein oder zwei, sondern wir alle müssen dafür sorgen, dass Familien 
in unserem Land auskömmlich leben können, dass sie sich weiterentwickeln können.  

Ich habe jetzt auch immer wieder gehört, es betrifft die Frauen in besonderem Maße. 
Darauf würde ich gerne das Augenmerk legen: Es betrifft die Eltern. Es betrifft jetzt die 
Frauen, aber so dürfen wir das einfach nicht sehen. Es betrifft nicht die Frauen, es 
betrifft die Eltern. Es sind immer zwei, die Kinder bekommen. Das als Frauenproblem 
wegzuschieben – so dürfen wir einfach nicht denken. Das halte ich für sehr, sehr wich-
tig. Alle Maßnahmen, die wir besprechen, treffen, die von der Politik eingeleitet werden 
sollen, sollten immer für Eltern gedacht werden, denn nur wenn die Väter mit im Boot 
sind, kann sich da was ändern. Auch die, die keine Kinder bekommen, profitieren ja 
von den Kindern, die die anderen haben, in unserem Sozialpakt über die Renten. In-
sofern: Man muss an beide denken. 

Ich habe an einer Stelle eben von Frau Spachtholz gehört, man muss auch an die 
Soloselbstständigen denken. Ich habe an vielen Stellen gehört, was für Regelungen 
man jetzt treffen kann in den Tarifparteien usw. Sehr viele Familien sind soloselbst-
ständig. Die betrifft das alles nicht, aber die muss man auch mit bedenken. Da muss 
man überlegen, wie man denen durch strukturelle Maßnahmen auch helfen kann.  

Ich kann von meiner Erwerbsbiografie berichten. Ich habe immer gearbeitet, aber als 
Soloselbstständige, weil es in meinem Bereich nicht möglich gewesen wäre, angestellt 
zu sein. Das muss sich einfach ändern. All diese schönen sozialen Absicherungen hat 
man dann eben nicht. Wir brauchen strukturelle Maßnahmen, die das verbessern, und 
nicht nur Tropfen auf den heißen Stein, Gelder an einzelne Familien.  
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Bernd Zimmer (Verband Freier Berufe im Lande Nordrhein-Westfalen): Sehr ge-
ehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ich freue 
mich, dass wir auch aus unserer Sicht noch was dazu beisteuern können.  

Zunächst aber meinen Dank an meine beiden Vorredner: Ich als Vater von drei Söhnen 
und mit mittlerweile sieben Enkeln finde mich an verschiedenen Stellen der Einlassun-
gen bisher nicht wahrgenommen und danke für Ihre, sagen wir, Klarstellung.  

Ich möchte aber jetzt auf den Antrag zurückkommen, der lautet – dafür danke ich der 
SPD-Fraktion ausdrücklich –: NRW muss funktionieren. Ich bin froh, dass es noch 
funktioniert, aber es soll besser funktionieren mit einer echten Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf.  

Aus der Sicht von 280.000 Kleinstbetrieben Freier Berufe – Steuerberater, Anwälte, 
Notare, Kinderärzte, Ärzte, Zahnärzte, was immer Sie als Freiberufler identifizieren 
können – und etwa 860.000 sozialversicherungspflichtigen Angestellten erwirtschaften 
wir pandemiegeschüttelt immer noch etwa 11 % Bruttoinlandsprodukt für dieses Land. 
Wir haben schon über 40 % der Betriebe in weiblicher Hand, aber genau da ist mein 
Anliegen, Ihren Fokus mal etwas darauf zu richten.  

Die Frage der SPD: Sollte das Land mehr übernehmen für eine bessere Vereinbarkeit? 
Ja, da kommen wir nicht umhin, denn Sie müssen – das ist klar meine Forderung – die 
Berufe fördern, die unseren Mitgliedern die Arbeit ermöglichen, nämlich gute Betreu-
ung, nicht nur vorschulisch, gesamtschulisch, sondern auch im Seniorenbereich. Ich 
habe da sehr wenig zu gehört, und ich kann Ihnen sagen, Freie Berufe haben auch 
Eltern. Das ist dann in den Altersklassen von 80 aufwärts mit einem Drittel Dementen 
durchsetzt. Dafür muss auch Sorge getragen werden. Dafür ist das Land zuständig, 
diese Berufe stärker zu fördern, die Bewerbung zu fokussieren und auch Ausbildung 
und Bezahlung mindestens so gut zu stellen wie zum Beispiel Angestellte bei Kranken-
kassen oder Versicherungen oder Banken. Dann kämen wir ein ganzes Stück weiter.  

Die CDU hat die Frage gestellt nach mehr staatlicher Lenkung. Ich sage Ihnen ganz 
ehrlich: Egal, wie, Hauptsache, wir kriegen ein verlässliches Betreuungspotenzial für 
unsere Kinder, für unsere Senioren. Wie Sie das bewerkstelligen, dafür sind Sie ge-
wählt. Ich habe mich an diese Regel zu halten: Sie entscheiden darüber, wie es geht. 
Mich interessiert das Ergebnis, und dieses Ergebnis muss lauten: Schaffen Sie 
schnellstens zuverlässige Versorgung. Ansonsten wird im Gesundheitsbereich die 
Versorgung in diesem Land gefährlich gestört werden.  

Frau Schneider, Sie fragten nach Equal-Share-Prämie als Quelle zusätzlichen betrieb-
lichen Aufwands oder Bürokratie. Ja, aber Freie Berufe sind gewohnt, Bürokratie stän-
dig über sich ergehen zu lassen. Wir werden auch dieses Problem lösen. Ob es in der 
ausgeformten Art des Pilotprojektes wirklich dazu beiträgt, bei uns zu helfen, wage ich 
im Moment nicht abzuschätzen.  

Ich finde eine Reihe der Antragsfeststellungen, die Sie wünschen, nicht ganz gender-
konform. Da habe ich Ihnen aber schon zu geschrieben in weiten Strecken. Deswegen 
werde ich mich in Anbetracht der Zeit und Ihrer Aufmerksamkeit ein bisschen zurück-
nehmen.  
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Ich möchte noch einmal Frau Dunschen unterstützen, die auch über die staatliche Auf-
gabe der Verlässlichkeit geredet hat, und ich glaube, damit sind wir ein Riesenstück 
weiter. Wir sollten die Wertschätzung in der Gesellschaft einer Erzieherin, einer Alten-
pflegerin, einer Altenpflegehelferin und so einfach mal auch attraktiv aufwerten. Geld 
alleine wird nicht reichen.  

Frau Runge, Homeoffice, ja. Aber eine Gesellschaft, in der Zahnärzte im Homeoffice 
bohren und Kinderärzte im Homeoffice impfen, wird es nicht geben können. Dafür 
brauchen wir auch unsere Mitarbeitenden. Also da muss man sehr selektiv gucken, 
was man fordert. Aber ich glaube, im Bereich der Rechtsanwaltschaft ist das gut etab-
liert, aber nicht von allen Mitarbeitenden dort geschätzt.  

Frau Drosselmeyer, Sie hatten ja nur bis 14 Jahre gefordert. Ich würde mal sagen, 80 
plus braucht auch wieder eine gewisse Aufmerksamkeit. Ich nähere mich dieser 
Schwelle, und ich hätte auch dann gerne noch Aufmerksamkeit.  

Also meine Bitte: Die vorrangige Leistung des Landes – darum geht es Ihnen, glaube 
ich, auch, Frau Kapteinat – ist wirklich: Stellen Sie schnell und wirkungsvoll sicher, 
dass unsere Mitarbeitenden und unsere Praxisinhaberinnen und -inhaber arbeiten 
können und nicht morgens vor dem Kindergarten erfahren, der ist geschlossen. Dann 
melde ich 30 Termine, die ich am Vormittag habe, ab, denn auch als Vater muss ich 
mich dann um mein Kind kümmern.  

Daniela Heimann (Landeselternbeirat NRW): Vielen Dank für die Einladung, heute 
hier sprechen zu dürfen.  

Wir sind von Frau Kapteinat von der SPD-Fraktion gefragt worden, was das Land NRW 
noch tun sollte, um Ferien- und Notbetreuung zu sichern. Ich würde gerne eines vor-
wegschicken: Jetzt ist der Antrag ja sehr deutlich auf Familie und Beruf und deren 
Vereinbarkeit gemünzt gewesen. Wir erleben viele Eltern in unserem Beritt als Interes-
sensvertretung, die eben auch Vereinbarkeit für andere Dinge brauchen. Da geht es, 
wie vorhin schon gehört, insbesondere um pflegebedürftige Angehörige. Das können 
die eigenen Kinder sein, das können aber auch die eigenen Eltern sein, die einen ge-
wissen zeitlichen Aufwand und eine Zuwendung brauchen. Es geht aber auch um 
Dinge wie das Ehrenamt oder eigene Erkrankungen, die wir zwingend mitdenken müssen.  

Bei der Ferien- und Notbetreuung für die Kinder würden wir uns wünschen, dass es 
zunächst einmal zu bestehenden Regelungen eine bessere Aufklärung gibt. Die örtli-
chen Jugendämter sind verpflichtet gesetzlich, Eltern zu beraten und auch darauf hin-
zuwirken, dass Eltern Kenntnis haben von alternativen Betreuungsangeboten, die sie 
nutzen dürfen. Wir erleben in der Praxis, dass das nicht immer vollumfänglich und 
ausreichend geschieht. Da würden wir uns wünschen, dass es ähnlich wie die Verfah-
renslotsen im Bereich der Eingliederungshilfe Menschen gibt, die sich zur Aufgabe 
machen, Eltern und Familien hauptberuflich zu beraten, was denn ihre Ansprüche sind, 
dass es eben nicht nur um den Kindergartenplatz oder den Platz in der Kindertages-
pflege geht, sondern auch um die Notbetreuungsangebote während der Schließzeiten 
oder Notbetreuungstage, wenn die Einrichtung ganz dicht macht. Das wäre schon mal 
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ein Schritt, um Eltern da einfach besser aufs Pferd zu helfen, was ihre Rechte sind, 
und dafür Sorge zu tragen, dass die Kinder unterkommen.  

Wir sehen da auch – das ist vorhin andiskutiert worden –, dass zwingend Übergänge 
mitgedacht werden müssen. Da kann man nicht nur das System Kita als solches den-
ken und da beraten, sondern man muss auch gucken: In welcher Lebensphase befin-
den sich die Kinder gerade? Steht ein Übergang in die Grundschulzeit oder in die wei-
terführende Schule an? Wie kann ich Eltern da bereits im Vorfeld die Perspektive auf-
zeigen, dass Kinder auch fließend betreut werden, damit es eben nicht zu Brüchen 
kommt, die dann wieder Auswirkungen auf Erwerbstätigkeit oder sonstiges haben?  

Wir würden uns sehr wünschen, dass man auch finanzielle Unterstützung noch mal 
ausweitet seitens des Landes für Angebote der öffentlichen Jugendhilfe, gerade wenn 
es um Ferienbetreuung geht. Da nehmen wir wahr, dass zwar mit dem kommenden 
OGS-Rechtsanspruch eine Lücke geschlossen werden soll, die ist aber aktuell noch 
da. Gerade jetzt, wo die Ferien sehr spät liegen in NRW, erleben wir das häufig, dass 
Eltern vor der Situation stehen, dass sie mit Kindern, die eingeschult werden, sechs, 
sieben, acht Wochen überbrücken müssen. Da kann die öffentliche Jugendhilfe unter-
stützen, indem sie Ferienangebote – auch qualitativ gute Ferienangebote – unterbrei-
tet, aber da ist Spielraum nach oben. Wir erleben, dass gewerbliche Anbieter da wie 
Pilze aus dem Boden schießen und Eltern teilweise in finanzielle Nöte geraten, um 
Ferienbetreuung zu finanzieren.  

Kurzer Seitenhieb zum OGS-Rechtsanspruch: Der ist gut gedacht, aber auch da neh-
men wir im Erlass wahr, dass die Ferienbetreuung mit zusätzlichen Elternbeiträgen 
bedacht werden darf. Das ist für uns ein Mittel, was eigentlich nicht genommen werden 
sollte, um sich solche Ferienüberbrückungen dann noch zusätzlich finanzieren zu las-
sen. Da würden wir uns wünschen, dass man, wenn es schon Elternbeiträge sind, die 
über das Jahr ausgeglichen aufruft und dann eben für die Ferienzeit nicht noch mal 
extra ins Portemonnaie der Eltern greift.  

Die FDP-Fraktion: Frau Schneider, Sie hatten gefragt nach bedarfsgerechter Infra-
struktur. Wie können bestehende Defizite da noch abgebaut werden? Zu Ferienzeiten 
habe ich gerade schon gesprochen. Bei den Randzeitenbetreuungen – um die noch 
mal explizit aufzurufen – sehen wir schon, dass die Landesregierung aktuell versucht, 
über die Personalverordnung und über profilergänzende Kräfte in Kitas noch ein Stück 
weit Personal zu gewinnen, was eben Randzeiten auch ermöglicht und damit Öff-
nungszeiten aufrechterhält. Das ist nicht ganz schlecht gedacht, bedarf aber zumin-
dest noch mal unterstützender Lösungen, was denn die Qualifikation dieser Kräfte ist 
und wie man glaubt, dass Randzeiten dann auch verlässlich abgedeckt werden kön-
nen. Denn viele Mitarbeitende im System Kita arbeiten in Teilzeit. Da ist nicht zwingend 
die Masse an Menschen, die dann noch Zeiten bis 17 oder 18 Uhr abdecken kann.  

Wir würden uns sehr wünschen, dass Alleinerziehende nicht vergessen werden. Die 
müssen Ferienzeiten komplett alleine stemmen im Zweifel. Da ist nicht immer ein Part-
ner im Hintergrund, der fifty-fifty die Ferienzeit mit abdeckt. Das wäre noch mal was, 
wo man auch ganz gezielt mit ergänzender Kindertagespflege eine Menge tun kann, 
um eben Menschen, die heute schon im Care-Beruf unterwegs sind, noch mal dafür 
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zu gewinnen, dass sie wochenweise auch Ferienzeiten überbrücken. Das wäre uns 
ein Anliegen.  

Ich würde zum Schluss für die Ferien auch noch mal explizit ins Spiel bringen: Es wäre 
toll, Arbeitgeber zu unterstützen, die willens sind, Ferienangebote auch selbst organi-
siert zu unterbreiten. Es gibt große Betriebe, die erkannt haben, dass ein Großteil der 
Belegschaft in den Ferienzeiten fehlen würde. Die gehen dazu über, eigene Ferienan-
gebote zu machen auch mit öffentlich anerkannten Trägern. Da würden wir uns wün-
schen, dass man da hinguckt, wie man finanziell zusätzlich unterstützen kann.  

Dann würde ich Frau Weber bitten, zu ergänzen mit Blick auf inklusive Angebote in 
der Betreuung, denn das ist ein Themenbereich, der uns auch stark umtreibt.  

Simone Weber (Landeselternbeirat NRW): Auch von meiner Seite vielen Dank für 
die Einladung und die Möglichkeit, Stellung zu nehmen.  

Wir haben es in unserer Stellungnahme dargelegt: Es geht um alltägliche Verpflichtun-
gen. Damit geht die Pflege einher. Häufig ist das Betreuungsangebot für Kinder mit 
speziellen Anforderungen eben leider nicht gegeben. Sie sind meistens als Erste be-
troffen von den Schließtagen und von der Notbetreuung. Das stellt die Eltern vor un-
fassbar große Herausforderungen, nicht nur dem Beruf nachzugehen, sondern auch 
selbst einen Arzt aufzusuchen, das mit Haushalt und Co-Care-Arbeit zu vereinbaren 
oder sich zeitgleich noch um die eigenen Eltern zu kümmern.  

Gerade hier ist auch das Angebot in den Ferienzeiten sehr rar gesät. Die Angebote für 
inklusive Kinder in Hospizen beziehen sich häufig auf Schwerstmehrfachbehinderte. 
Wir haben hier aber auch häufig gerade Special-Needs-Kids in der Neurodivergenz. 
Das heißt, vielleicht sehe ich dem Kind nicht an, es hat eine Behinderung, aber es ist 
in einer Autismus-Spektrum-Störung und/oder in einer ADHS und würde den Rahmen 
einer normalen Regelgruppenferienbetreuung vielleicht auch sprengen, weil zum Bei-
spiel die Raummatrix gar nicht stimmt. Das Kind hat nicht die Möglichkeit, sich zurück-
zuziehen oder ähnliches. Man hat nicht das geschulte Personal, das darauf eingehen 
kann. Somit ziehen viele Eltern einfach gar nicht diese Ferienbetreuung in Betracht, 
um so ein Angebot für die Regelkinder nicht zu stören oder weil sie sich vielleicht auch 
ein bisschen degradiert fühlen, weil das Kind stört. Es sieht aber nicht so aus, als wäre 
es behindert. Entschuldigen Sie diesen Ausdruck, aber ich glaube, das muss man 
manchmal so drastisch ausdrücken.  

Gerade bei der Randzeitenbetreuung werden inklusive Kinder häufig klar ausgegrenzt. 
Das heißt, eine Mutter kann erst zur Regelzeit das Kind in die Kita bringen, kann dann 
erst ihren Job antreten und wird im Zweifel aber auch dann relativ zeitnah wieder an-
gerufen, um das Kind abzuholen, weil es vielleicht gerade die Gruppe gesprengt hat 
und die I-Kraft krank ist. Auch wenn das offiziell nicht der Fall sein darf, wird es uns als 
Feedback sehr häufig gesendet.  

Gerade bei dem Rechtsanspruch sollten wir die Special-Needs-Kinder bitte nicht ver-
gessen und die Neurodivergenz mit im Blick halten. Nicht jedes Kind ist vielleicht nur 
unerzogen, sondern hat einen höheren Bedarf. Die Diagnostik ist ein langwieriger 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 30 - APr 18/1194 

Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales (107.) 22.04.2026 
Ausschuss für Gleichstellung und Frauen (40.) 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich) bar 
 
 
Prozess, was die Gesundheitspolitik berücksichtigen sollte. Ein großes Statement ist 
zum Beispiel, dass in der KiBiz-Reform die inklusiven Kindergärten komplett ausge-
schlossen sind. Da muss man gucken, dass der inklusive Bereich bitte mehr Beach-
tung findet.  

Wolfgang Trefzger (IHK NRW – Die Industrie- und Handelskammern in Nord-
rhein-Westfalen): Herzlichen Dank für die Einladung zu dem wichtigen Thema „Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf“. Das ist ein wichtiges Thema für Standortpolitik und 
Fachkräftesicherung. Wenn wir unseren Fachkräftemonitor anschauen: In den nächs-
ten zehn Jahren gehen 2,5 Millionen Menschen in Rente, davon der Großteil aus der 
beruflichen Ausbildung. Darunter sind viele Erzieher in diesem System. Das müssen 
wir natürlich kompensieren.  

Von daher – das wurde schon mehrfach gesagt –: Wir brauchen die strukturelle Si-
cherheit. Die Beratungsangebote müssen gesichert sein für unsere Mitarbeitenden, für 
die Familien. Die müssen sich darauf verlassen können, wenn sie ihr Kind in die Kita 
bekommen, dass es auch dort ist und sie es zu der vereinbarten Uhrzeit abholen kön-
nen. Wenn das nicht funktioniert, führt das letztendlich zum Verlust von Arbeitszeiten. 
Dann wird auch das Fachkräftepotenzial, das wir haben, nicht komplett genutzt. Von 
daher ist es zentral, dass die Finanzierung langfristig strukturell gesichert ist. Dafür 
müssen wir alles in die Wege leiten. Wenn wir den OGS-Rechtsanspruch haben, muss 
das auch umgesetzt werden. Das Personal muss vorhanden sein. Die Kitas und Schu-
len müssen die finanziellen Kapazitäten haben, um ihrem gesetzlichen Auftrag nach-
kommen zu können.  

Liebe Kollegen von der SPD, die Hürden sind natürlich: Wir brauchen Verlässlichkeit. 
Wenn die nicht gegeben ist, ist das für unsere Unternehmen schwierig, Familie und 
Beruf zu vereinbaren.  

Die CDU hat nach der Finanzierung aus Steuermitteln gefragt, wenn ein großer Teil 
für die Verwaltung verloren geht. Wichtig ist natürlich, dass wir auch da neue Wege 
gehen und die KI nutzen, um die Verwaltungsarbeit und die Arbeitszeit zu reduzieren. 
Mittlerweile gibt es über die KI gute Instrumente, die genutzt werden sollten für Arbei-
ten, die sich leicht digitalisieren lassen.  

Die Finanzierung ist enorm wichtig. Da müssen wir uns auf das Wesentliche – wie 
gesagt: die Betreuung – fokussieren. Denn wir befinden uns aktuell in einem Deindust-
rialisierungsprozess und verlieren pro Monat 3.000 Arbeitsplätze. Das zeigen auch die 
IHK-Statistiken. Wir haben im gewerblich-technischen Bereich aktuell jeden Monat um 
die 13 % weniger Ausbildungsplätze als im vergangenen Jahr. Wir haben weniger 
Steuereinnahmen, wenn die Industrie ausgelagert wird. Die kommt auch nicht mehr 
zurück. Dann sinken die Steuereinnahmen. Deshalb müssen wir das zur Verfügung 
stehende Geld sinnvoll einsetzen. 

Damit bin ich wieder bei den Einzelmaßnahmen. Die sind flankierend und können un-
terstützend sein wie Equal-Fair-Maßnahmen. Die sind gut. Es müsste natürlich eruiert 
werden: Werden auch Arbeitszeiten erhöht durch solche Maßnahmen? Wichtig ist 
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natürlich, dass diese strukturelle Voraussetzung, die Betreuung, gesichert ist und da 
die Gelder hinfließen, damit wir gute Kitas haben, gute Bildung in den Kitas haben und 
den Offenen Ganztag gut gesichert haben.  

Beispiele: Liebe Kollegen der Grünenfraktion, Sie haben das Zertifikat „Hier ausgezeich-
net arbeiten” genannt. Das ist eigentlich ein schönes Zertifikat. Da müssen Unterneh-
men einen Fragebogen ausfüllen: Was machen sie eigentlich überhaupt im Bereich 
„Familie und Beruf“? Wie bringen sie das zusammen? Im zweiten Schritt werden Work-
shops durchgeführt. Dann werden Webinare durchgeführt. Dann werden die geschult: 
Was kann man machen? Welche Möglichkeiten gibt es zusätzlich? Dann kommt auch 
noch ein Berater – zum Teil aus der IHK – in die Unternehmen und spricht mit denen 
gemeinsam mal durch: Was kann man machen? Welche Möglichkeiten gibt es? Wel-
che Arbeitszeitmodelle gibt es? Wie kann man es umsetzen? In der vierten Maßnahme 
erarbeiten sie das zusammen im Unternehmen und stellen in einer Jury-Sitzung vor, 
was sie ändern möchten, wie sie es angehen werden und was dann das Ergebnis sein 
wird. Wenn sie das alles erfolgreich gemacht haben, gibt es ein Zertifikat.  

Es gibt auch andere Beispiele. Für Leute mit Schichtarbeit gibt es Apps, damit die alle 
untereinander vernetzt sind. Wenn jemand ein krankes Kind zu Hause hat und ausfällt, 
kann der, ohne den Vorgesetzten anzusprechen, einfach in der App fragen, wer ihn 
vertreten kann. Da wird die KI genutzt sowie weitere Wege.  

Ein weiteres Beispiel: Pflege kann immer erforderlich werden, wenn jemand krank 
wird. Ein Unternehmen hat das Modell angewendet: Die Arbeitszeit wird auf 50 % re-
duziert und die Bezahlung auf 75 %. Dann wird ein Fondszuschuss gewährt. Die Per-
son, die für die Pflege in 50 % Teilzeit gearbeitet hat, kann das nacharbeiten, wenn sie 
wieder 100 % arbeitet, aber mit 75 % Lohn beginnt.  

Es gibt kreative Lösungen. Da muss man einfach weitere Wege gehen. Wichtig ist 
natürlich: Wir brauchen strukturelle Maßnahmen, Verlässlichkeit und eine gute Finan-
zierung von Kitas und Schulen, damit die Betreuung gesichert ist und unsere Unter-
nehmen und Mitarbeitenden Verlässlichkeit haben, wann sie ihre Kinder abgeben und 
wieder abholen können – an ihren Arbeitszeiten und Lebenszeiten orientiert.  

Vorsitzender Josef Neumann: Es gab noch eine Frage der AfD an DIE FAMILIEN-
UNTERNEHMER, die aber nicht vertreten sind, weshalb die Frage nicht beantwortet 
werden kann.  

Damit sind wir am Ende der ersten Fragerunde, und ich starte jetzt die zweite Frage-
runde mit dem Hinweis, dass wir bis 13 Uhr diesen Saal haben. Sie haben jetzt schon 
alle Ihre Vereine und Verbände ausführlich vorgestellt. Bitte beantworten Sie nur noch 
die an Sie gerichteten Fragen.  

Anja Butschkau (SPD): Ich habe den Hinweis verstanden, möchte mich aber trotz-
dem für Ihre engagierte Teilnahme und Ihre zahlreichen Anregungen bedanken.  

Ich möchte mit Frau Unger und Frau Richter vom DGB beginnen. Sie haben ja schon 
sehr ausführlich und sehr fundiert unsere Fragen beantwortet. Eine habe ich aber 
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noch, nämlich zur lebensphasenorientierten Arbeitszeitgestaltung. Wie könnte die aus 
Ihrer Sicht aussehen? Was wäre dabei Aufgabe der Landesregierung?  

Dann würde ich gerne mit Frau Runge weitermachen und mich mit Frau Runge noch 
mal über Schutzmaßnahmen verständigen. Also: Welche landespolitischen Maßnah-
men sind notwendig, um die Durchsetzung bestehender Schutzrechte, zum Beispiel 
Mutterschutz, zu verbessern, ohne die Verantwortung allein bei den Betroffenen zu 
belassen? Zweite Frage: Wie kann NRW sicherstellen, dass Arbeitsschutzbehörden 
Mutterschutzvorschriften konsequenter vollziehen, insbesondere im Hinblick auf indi-
viduelle Gefährdungsbeurteilung statt pauschaler Beschäftigungsverbote? 

Dann würde ich gerne mit Frau Hermann weitermachen. Frau Hermann, Sie regen in 
Ihrer schriftlichen Stellungnahme an, dass es gerade bei einkommensarmen Familien 
die Möglichkeit geben sollte, Gutscheine für haushaltsnahe Dienstleistungen zu ver-
geben. Warum ist das aus Ihrer Sicht wichtig? Welchen Benefit sehen Sie?  

Frau Spachtholz, Sie gehen in Ihrer Stellungnahme auf internationale Modelle ein, zum 
Beispiel belgische Dienstleistungschecks. Das geht, glaube ich, in die gleiche Richtung. 
Welche Form eines NRW-Gutscheinsystems halten Sie für realistisch und wirksam?  

Susanne Schneider (FDP): Ich habe noch eine Frage an die Herren von den Freien 
Berufen und an Sandra Maria Runge, und zwar: Wie könnten die besonderen Belas-
tungen und Risiken für Selbstständige und Gründerinnen bei der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf ausgeglichen werden?  

Laura Postma (GRÜNE): Auch wir haben noch zwei konkrete Fragen, weil die erste 
Runde ja schon sehr ausführlich war. Vielen Dank für Ihre Antworten.  

Die erste Frage richtet sich an Working Moms. Sie beschreiben in Ihrer Stellung-
nahme, dass es Anreizsysteme bräuchte. Was meinen Sie damit konkret? Welche An-
reizsysteme bräuchte es für mehr Vereinbarkeit?  

Eine weitere Frage geht an Herrn Trefzger. Wie bewerten Sie das Projekt Mutterschutz 
für Selbstständige, und wie müsste es ausgestaltet sein? Das ist ein Thema, das wir 
bis jetzt noch nicht beleuchtet haben. Hier hat sich die Landesregierung schon mit 
Initiativen auf den Weg gemacht; es wird gerade etwas erarbeitet. Wie bewerten Sie 
das? Was wäre da noch zu unternehmen?  

Jens Kamieth (CDU): Ich habe eine abschließende Frage an Frau Heimann, Frau 
Baumann-Giedziella und Frau Dr. Grewe, und zwar mit einer doppelten Fokussierung. 
Stellen Sie sich bitte vor, dass wir nicht unendliche Ressourcen haben. Vor dem Hin-
tergrund haben wir einiges gehört, was gut helfen kann: mehr Betreuungsplätze, bes-
sere strukturelle Voraussetzungen, Vergaberecht, Arbeitsrecht usw. Welche ist die 
Maßnahme, die aus Ihrer Sicht den kinderreichen Eltern am besten helfen würde? Wie 
erreichen wir sie am effektivsten?  
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Wolfgang Trefzger (IHK NRW – Die Industrie- und Handelskammern in Nordrhein-
Westfalen): Das ist eine sehr gute, sehr interessante Frage. Ich muss leider zugeben, 
ich bin nicht ganz in diesem Gesetz drin, und würde einfach vorschlagen, ich liefere 
Ihnen das nach und schicke Ihnen noch meine Einschätzung dazu.  

(Laura Postma [GRÜNE]: Gerne, danke!) 

Daniela Heimann (Landeselternbeirat NRW): Herr Kamieth hat gefragt, wie wir das 
ausgestalten würden unter der Voraussetzung, dass nicht unerschöpflich Mittel zur 
Verfügung stehen. Am Ende wäre uns eine Verlässlichkeit im Bildungs- und Betreu-
ungssystem tatsächlich das Wichtigste, also mit Landesmitteln sicherzustellen, dass 
Betreuung und Bildung – egal, ob sie in Kindertagespflege, Kita oder der OGS stattfin-
den – gewährleistet werden können, damit man wirklich in Ruhe mit einem freien Kopf 
in die Erwerbstätigkeit, die Pflege oder das Ehrenamt gehen kann und sich nicht stän-
dig damit beschäftigen muss, ob jetzt gerade eine Nachricht über irgendeine App, ei-
nen E-Mail-Kanal oder ein anderes Medium eingeht, dass man ein Kind früher abholen 
muss. Das wäre uns tatsächlich das Wichtigste.  

Bernd Zimmer (Verband Freier Berufe im Lande Nordrhein-Westfalen): Frau Schneider, 
Sie waren ja selber in einem Gesundheitsberuf aktiv und wissen: Die besonderen Be-
lastungen bestehen in der Unzeitarbeit. Das sind die Arbeiten zu Unzeiten. Wenn alle 
anderen zu Hause Party machen oder sich um die Kinder kümmern, müssen wir in 
Apotheken, Praxen, Kanzleien, bei Strafverteidigungen und ähnlichem durchaus noch 
aktiv werden; das wissen wir. Reduzieren können wir nur bestimmte Belastungen. 

Als größte Belastung empfinde ich nach wie vor – das wird mir gerade von den Damen 
in den Freien Berufen berichtet – diese Unwägbarkeit: Sind meine Eltern, sind meine 
Schwiegereltern, sind meine Kinder versorgt? Bei alleinerziehenden Vätern ist das ge-
nauso schlimm. Deswegen lassen Sie uns erst das Kernproblem lösen: eine gescheite 
Versorgung – Caregiving war ja schon der Begriff – über die Generationen hinweg. 

Es gibt – das wissen wir beide auch – besser bezahlte Arbeitszeiten, nämlich die Un-
zeiten. Die werden wir auf die Strecke hin schwieriger besetzt kriegen, weil diese Ver-
sorgung nicht gewährleistet ist. Dann kommt der Konflikt: Mache ich die gut bezahlte 
Bereitschaftsdienstarbeit oder kümmere ich mich um die Kinder? Das gilt für Männer 
und Frauen gleichermaßen und ist für die Gesellschaft eine enorme Belastung.  

Wenn Sie präzisieren, welche besondere Belastung Sie noch reduziert haben wollen, 
komme ich gerne auch im Einzelgespräch auf Sie zu.  

(Susanne Schneider [FDP]: Es geht ja nicht darum, dass Sie Belas-
tungen reduzieren sollen! Was könnte man Gutes tun in Freien Beru-
fen, für Selbstständige und Gründer bei der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf? Wie können da die Belastungen ausgeglichen werden?) 
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Vorsitzender Josef Neumann: Das Problem ist erstens: Ohne Mikrofon zu sprechen, 
ist für das Protokoll sehr schlecht. Zweitens. Hier spricht man nur, wenn man das Wort 
erteilt bekommt, und Zwiegespräche sind hier nicht zugelassen. – Wir fahren dann fort. 

Isabel Gronack-Walz (Verband kinderreicher Familien NRW): Auch wir sehen die 
Verlässlichkeit von Betreuung und eine Verlässlichkeit der Bildung innerhalb dieser 
Betreuung als das Wesentlichste an, um sämtliche Familienmodelle und sämtliche Ar-
beitsmodelle vernünftig schultern zu können.  

Uta Baumann-Giedziella (Verband kinderreicher Familien NRW): Wir sehen ge-
rade als Kinderreiche, dass das nicht immer so einfach ist. In der Gesellschaft möchte 
man gerne im Homeoffice arbeiten. Die Menschen, die diese Care-Arbeit in Kindergär-
ten, in Praxen oder sonstwo machen, wollen auch im Homeoffice arbeiten. Man muss 
für die eine Attraktivität schaffen, damit das Ganze bewerkstelligt werden kann.  

Wir sind da schon öfter im Austausch; das weiß ich. Meine Tochter ist auch in dem 
Bereich tätig. Es ist enorm schwierig, die bei der Stange zu halten. Wir müssen sehen, 
dass Homeoffice versus Präsenzarbeit steht. Das müssen wir bei all unseren Forde-
rungen mit bedenken. Die meisten Vertreter sagen immer: Wir brauchen Homeoffice. – 
Ich bin Zahnärztin und weiß, wie schwierig es ist, Helferinnen zu finden. Es ist extrem 
schwierig geworden, denn die Leute müssen zur Arbeit fahren. Auch das ist Betreuungs-
zeit, die die Arbeitnehmer haben müssen. Wir müssen gucken, wie wir die Aufwertung 
dieser Berufe erreichen, und zwar nicht durch Geld, sondern durch Anerkennung.  

Das ist auch für unseren Verband das Wichtigste. Viele von uns arbeiten im Home-
office, wenngleich ich ja vorhin gesagt habe, dass viele auch in die Care-Berufe gehen, 
wenn sie wieder arbeiten, nachdem ihre Kinder sich in der Regel selbst versorgen 
können, also Eigenverantwortung übernehmen können. Das Wichtigste ist die Aner-
kennung dieser Berufe.  

Prof. Dr. Ute Klammer (Universität Duisburg-Essen [per Video zugeschaltet]): Ich 
habe keine Frage wahrgenommen, die direkt an mich adressiert war, würde aber gerne 
etwas zu den lebensphasenorientierten Arbeitszeitgestaltungen sagen, obwohl die 
Frage, wenn ich es richtig in Erinnerung habe, explizit an die Kolleginnen vom DGB 
gerichtet war.  

Das ist der Weg, den wir in Zukunft weitergehen müssen. Wir sehen ja, dass wir nicht 
nur Vereinbarkeitsansprüche und Vereinbarkeitsprobleme in der Phase haben, in der 
Personen – vor allem Mütter, aber auch Väter – kleine Kinder zu versorgen haben, 
sondern fragen müssen: Wie verläuft der weitere Lebensweg? Wie kann man in spä-
teren Phasen längere Care-Zeiten wieder aufholen? Wir müssen alles tun, damit Ar-
beitszeitmodelle so gestaltet sind, dass Arbeitszeiten über den Lebensverlauf ange-
passt werden können. Das von Landesseite zu unterstützen, wäre ganz, ganz wichtig 
und vielleicht auch Modellprojekte zu fördern oder Betriebe dabei zu begleiten, ent-
sprechende Modelle anzusetzen.  
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Das habe ich eben schon aufgegriffen, aber diesen Punkt möchte ich noch mal erwäh-
nen, denn wir sehen ja, dass Frauen in diesen Teilzeitfallen steckenbleiben, obwohl 
sie da eigentlich irgendwann gerne wieder raus wollen. Da müssen wir einfach wieder 
bessere tatsächliche Aufstockungsmöglichkeiten haben, die auch nicht langfristig zu 
großen Karriereverlusten führen, die wir im Moment noch sehen. Im Pflegefall oder bei 
einer anderen Verhinderung müssen wir Arbeitszeiten und Arbeitsmodelle anpassen 
können, in Kombination mit Homeoffice, mit flexiblen Arbeitszeiten und Arbeitsorten. 
Darauf würde ich ganz stark auch Arbeitszeitpolitik fokussieren.  

Julia Drosselmeyer (Verband Working Moms): Die Frage betraf Anreizsysteme für 
mehr Vereinbarkeit. Die großen Anreizsysteme liegen nicht in NRW, sondern in Berlin. 
Das Ehegattensplitting muss neu aufgeteilt werden. Die Aufteilung der Elternzeit muss 
neu gesehen werden. Das Elterngeld sollte neu ausgerichtet werden, um von den 2,5 
Monaten Elternzeit durch Männer zu einer wirklich paritätisch aufgeteilten Vereinbar-
keit zu kommen.  

Was wir hier in NRW aber auf jeden Fall tun können, sind die Anreizsysteme, die qua-
litativ und quantitativ die Kinderbetreuung sind. Dazu wurde heute schon ausreichend 
Stellung genommen.  

Wir sehen aber auch, dass wir bei jeder Maßnahme an die Parität denken müssen. 
Bei jeder Idee geht es nicht nur darum, wie wir die Frauen einbinden können, sondern 
auch darum, wie wir die Männer dazu motivieren können. Zum Beispiel die Share-
Prämie muss nicht für Frauen attraktiv gemacht werden, sondern die muss für Männer 
attraktiv gemacht werden. Denn dann haben wir die Vereinbarkeit anders aufgeteilt 
und damit auch mehr Luft für beide Elternteile, sowohl Karriere als auch Familie stem-
men zu können. Wir möchten dazu aufrufen, dass bei jedem Antrag und jeder Sitzung 
zu Familienpolitik und Frauenpolitik auch die Männer mit beachtet werden und Ange-
bote explizit attraktiv für die Männer gemacht werden, damit die Eltern in Summe die 
Care-Arbeit tragen können.  

Dazu sehen wir ganz klar eine starke Rolle im öffentlichen Dienst, denn hier kann man 
das vom Land aus steuern, dass jegliche Lösung transparent für alle Eltern gemacht 
wird und besonders die Männer motiviert werden, diese Angebote wahrzunehmen.  

Dr. Julia Grewe (Verband Working Moms): Ich gehe auf die Frage nach der einen 
Maßnahme ein. Die Frage ist natürlich tricky. Ich habe ja eben dargestellt, dass alles 
das, was eine faire Vereinbarkeit bedeutet, eigentlich eine sehr komplexe Entschei-
dung ist. Und eine komplexe Entscheidung ermöglicht leider oft nicht, durch eine ein-
zige Maßnahme gesteuert zu werden. Hilfreich sind alle Maßnahmen, die Flexibilität 
für die Karriere schaffen. Die Auszeit in der Karriere ist der schwierige Moment, wei-
terzuführen, was man vielleicht vorher gestartet hat. Es braucht Flexibilität in der Be-
treuung – all das, was ermöglicht, dass die Person – Mutter oder Vater –, die sich 
stärker um die Betreuung kümmert, möglichst schnell wieder arbeiten kann.  
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Ein wichtiger Aspekt ist auch – das ist heute auch noch mal deutlich geworden –: Es 
geht auch um Information über Angebote und Möglichkeiten und eine hohe Transpa-
renz, was für Möglichkeiten auch das bisherige Gesetz bietet.  

Allen Bürgerinnen und Bürgern müsste klar werden, dass die Entscheidung, die sie 
einmal treffen, eine hohe Konsequenz für ihre eigene Zukunft hat. Das heißt, wir müss-
ten auch mehr Sichtbarkeit dafür schaffen, wie wichtig Entscheidungen, die in der klei-
nen Familie getroffen werden, für die Gesellschaft und die Zukunft der Personen sind. 
Wenn Sie dazu Ideen haben, wie Sie das der Gesellschaft klarer machen – damit mei-
nen wir alle Bürgerinnen und Bürger, Arbeitnehmer, Arbeitgeber und alle, die auch hier 
heute in der Runde sitzen –, wäre das zwar leider nicht die eine Maßnahme, aber ein 
gutes Handeln.  

Cornelia Spachtholz (Verband berufstätiger Mütter): Es gab die Nachfrage zu den 
haushaltsnahen Dienstleistungen und den Gutscheinmodellen. Wenn haushaltsnahe 
Dienstleistungen staatlich subventioniert, organisiert und unterstützt sind, kommen 
drei Aspekte zum Tragen.  

Das eine ist die Möglichkeit des Wiedereinstiegs für Menschen, die nicht große Quali-
fikationen für ein anderes Berufsleben haben.  

Die andere Möglichkeit ist natürlich die der besseren Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie. Der Deutsche Frauenrat hat bereits 2013 ein umfassendes Positionspapier ent-
wickelt und auch auf die Gutscheinmodelle hingewiesen. Ich habe in der Stellung-
nahme auch das 2011 ausgezeichnete Landesprojekt „Haushaltsnahe Dienstleistun-
gen durch Studierende“ vorgestellt.  

Der dritte Teil, der da zum Tragen kommt – der ist nicht unerheblich –, hat auch etwas 
mit Arbeitsschutz zu tun, nämlich dass wir effektiv dem Schwarzmarkt begegnen kön-
nen, indem wir im Bereich „haushaltsnahe Dienstleistungen“ staatlich unterstützte 
strukturelle Wege gehen.  

In Belgien und Frankreich ist die Akzeptanz sehr hoch. Ich habe gerade noch mal ge-
guckt. Sehr viele Familien rufen das ab. Natürlich kostet das Geld für den Staat. Warum? 
Jede Familie kann bis zu 500 Gutscheine im Jahr buchen. Ein Gutschein entspricht 
einer Stunde. Die Familie muss für diese Stunde 9 bis 10 Euro zahlen. Der Rest – die 
Lohnkosten können ja 20, 25 oder mehr Euro pro Stunde betragen; das ist ja offiziell, 
was sehr gut ist – wird dann über den Staat vergütet. Die Familien können die Kosten 
bei den Steuern berücksichtigen lassen. Das würde viele Familien erreichen können – 
im Niedriglohnsektor ebenso wie Familien, die andere Einkommensmöglichkeiten haben.  

Das sind zertifizierte Unternehmen, registrierte Unternehmen, die das dienstleisten 
dürfen. Wir haben in Deutschland ja auch Coaches oder andere Berufe und die Platt-
formökonomie. Da geht es auch darum, wer den günstigsten Preis hat. Da sind wir 
wieder im Bereich von Soloselbstständigen, die schlecht bezahlt sind und schlechte 
Arbeitsbedingungen haben, was am Ende eigentlich sie persönlich und unsere Gesell-
schaft mehr kostet.  
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Von daher wären hier konzertierte Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie ein guter Weg. In den Stellungnahmen von uns allen sind ausgiebig Ideen 
vorhanden, Best Practices oder sogar innovative Ansätze, was Familien brauchen. 
Auch das wurde heute hier gesagt und steht in unserer Stellungnahme: Das sind Zeit, 
Geld und Infrastruktur.  

Angesichts der multiplen Krisen unserer Zeit, von denen wir tagtäglich über die Nach-
richten in unseren Unsicherheiten angetriggert werden, braucht es noch mal mehr Ver-
lässlichkeit, Verbindlichkeit und Engagement auch seitens der Landesregierung, Fa-
milien in ihrer Diversität zu unterstützen. Wir haben heute den Verband kinderreicher 
Familien hier. Wir haben etwas über Alleinerziehende gehört. Es gibt auch die Ge-
trennterziehenden. Es gibt Familien, die aus prekären Einkommens- oder auch Bil-
dungsverhältnissen kommen, Menschen, die Sprachbarrieren haben. Die müssen wir 
alle mitdenken – auch Pflegefamilien, Adoptivfamilien. Familien sind so bunt, wie ihre 
Bedürfnisse vielseitig sind. Die müssen wir alle im Blick haben. 

Das gilt genauso für die Beschäftigungsverhältnisse. Da haben wir heute auch schon 
viel gehört von abhängig Beschäftigten – tarifgebunden oder nicht – und selbstständi-
gen Unternehmerinnen. Hier gilt es, ein gutes Maßnahmenpaket zur besseren Ver-
lässlichkeit zu schnüren. Nachhaltig wird es auch Geld in die Kassen spülen für das 
Land. Aber jetzt ist es erst mal ein Investment. Der Return kommt dann.  

Michaela Hermann (Bertelsmann Stiftung): Danke, Frau Butschkau, für diese sehr 
wichtige Frage. Ich kann mich Frau Spachtholz eigentlich im Großen und Ganzen nur 
anschließen, möchte es aber noch mal von einer anderen Seite betrachten. Und zwar 
ist das, glaube ich, ein Punkt im Antrag, der absolut zu befürworten ist ohne großes 
Wenn und Aber, weil es meiner Ansicht nach hauptsächlich eine Verteilungsfrage ist, 
die hier zum Tragen kommt. Menschen mit höherem Einkommen können sich Haus-
haltshilfen natürlich leisten und tun das auch. Das sehen wir ja. Das ist aber zu teuer 
für Menschen mit geringem Einkommen. Daher ist das ein wichtiger Punkt.  

Das ist ein Punkt, weil das Land da auch die Kompetenz hat. Wir haben ja viel darüber 
gesprochen, man könnte die Partnermonate beim Elterngeld erhöhen und so. Das ist 
alles klar; das sollte getan werden. Aber hier ist auch wirklich einfach ein großer Hebel, 
weil wir auch Evidenz für Erfolge haben; das wurde gerade schon angesprochen.  

Ich will das kurz mit ein paar Zahlen untermauern und fange mal beim Bedarf an. Rund 
ein Drittel der Eltern hält eine bezahlte Haushaltshilfe für hilfreich, wenn es um Verein-
barkeit geht. Das ist damit unter den Top Drei der Maßnahmen. Top Eins ist mit 44 % 
der Wunsch nach weniger Behördenkram und leichterer Antragstellung. Das kann man 
ein bisschen zusammendenken.  

Warum ist hier noch Bedarf, das Thema anzugehen? Das liegt daran, dass Menschen 
in prekärer und informeller Beschäftigung sind. Der Markt in Deutschland ist extrem 
informell geprägt. 4,4 Millionen Haushalte geben an, dass sie Hilfe beim Putzen oder 
Einkaufen in Anspruch nehmen. Es sind aber nur 280.000 Hilfen angemeldet. Was 
bedeutet das? Knapp 92 % der Tätigkeiten sind nicht angemeldet. Was sagt die 
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Minijobzentrale dazu? Ende 2025 waren das bundesweit 254.000 Minijobberinnen in 
Privathaushalten, davon 63.000 in Nordrhein-Westfalen. Bei diesen legal registrierten 
Beschäftigungen sind 87 % Frauen und 28 % Personen ohne deutsche Staatsange-
hörigkeit. Das heißt, es geht hier nicht nur um Familienentlastung. Natürlich geht es 
darum – es ist ein Vereinbarkeitsinstrument –, aber es geht auch um die Formalisie-
rung eines Sektors, in dem vielfach prekäre und unsichtbare Arbeit geleistet wird, in 
dem Frauen arbeiten. Das ist ein Thema, mit dem wir uns beschäftigen. Das ist also 
von zwei Seiten eine Verteilungsfrage.  

Noch kurz dazu, wie viel eine Stunde kostet – auch das finde ich sehr spannend –: 
legal um die 42 Euro im Durchschnitt, illegal weniger als die Hälfte. Das ist natürlich 
ein Fehlanreiz.  

Folgende Learnings würde ich aus der Empirie und aus dem Blick ins Ausland ziehen: 
Das belgische Gutscheinmodell zeigt da Erfolge.  

Drei Gestaltungsprinzipien würde ich Ihnen gerne mitgeben. Die Förderung sollte di-
rekt am Rechnungspunkt wirken und nicht über eine Steuerentlastung, so wie man das 
ja aktuell bis zu 4.000 Euro machen kann. Denn dazu braucht es, wenn man das später 
abrechnet, eine gewisse Literacy. Und man muss natürlich in Vorleistung gehen. Des-
halb: Bestenfalls sollte das gleich beim Kauf ziehen. Denn sonst kann das einfach nicht 
jeder und jede.  

Das sollte an registrierte Anbieter – Frau Spachtholz hat es gesagt – und legale Be-
schäftigung gebunden sein, um die Schwarzarbeit unattraktiver zu machen und regu-
läre Jobs entstehen zu lassen.  

Es braucht soziale Staffelung. Diejenigen, die es am meisten brauchen, sollten da zu-
erst mitgedacht werden. Auch hier kann man Alleinerziehende gut mitdenken, gering-
verdienende Familien und Menschen. Es braucht einen einfachen Zugang über kom-
munale Familienzentren. Informationen müssen geliefert werden.  

Zu Recht wurde nach Ressourcen gefragt. Deshalb möchte ich noch ein paar Zahlen 
nennen. Belgien konnte da Erfolge verbuchen. Das kostet zwar in Belgien pro Jahr 
ungefähr 1,4 Milliarden Euro, refinanziert sich aber ganz gut durch höhere Beschäfti-
gung und letztlich auch weniger Leistungen für Menschen, die zuvor in Arbeitslosigkeit 
waren. Mehr als 1 Million Menschen nutzen diese Gutscheine; das hatten wir, glaube 
ich, schon gehört. Belgien hat 11 Millionen Einwohner. Das zeigt den großen Bedarf.  

Sandra Runge (Kanzlei Runge): Frau Butschkau hatte eine Frage zum Mutterschutz-
gesetz. Das finde ich sehr schön, dass das thematisiert wird, denn darüber haben wir 
noch nicht gesprochen. Da ist ein gewisser Twist, der wichtig ist für das Land Nord-
rhein-Westfalen, weil § 29 Mutterschutzgesetz ja festlegt, dass die Landesbehörden – 
das sind auch die Bezirksregierungen in Nordrhein-Westfalen – verantwortlich dafür 
sind, die Durchführung zu beaufsichtigen und zu gewährleisten, dass das Gesetz wirk-
lich in der Praxis ankommt. Da kann ich aus dem anwaltlichen Nähkästchen plaudern: 
Das funktioniert leider überhaupt nicht. Das Mutterschutzgesetz enthält viele Regelun-
gen, die jeder kennt, Kündigungsschutz und sowas; das ist alles klar. Aber in vielen 
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Details funktioniert es in der Praxis nicht. Es gab vom DGB auch eine interessante 
Studie aus dem Jahr 2022, die zu Ergebnissen gekommen ist, über die man unbedingt 
diskutieren muss. Ich denke aber, dass das Land auf jeden Fall viele Möglichkeiten 
hätte, um das Ganze zu verbessern.  

Viele denken nur an die acht Wochen, aber das Mutterschutzgesetz gilt über die Ge-
burt hinaus auch für die gesamte Stillzeit. Hier muss geguckt werden: Wie kann man 
Maßnahmen besser festlegen, um dieses Mutterschutzgesetz besser in die Praxis um-
zusetzen? Ich stelle eine große Wissenslücke fest. Viele Mütter erklären ihren Arbeit-
gebern das Mutterschutzgesetz. Da kann noch sehr viel verbessert werden, beispiels-
weise auf der Webseite. Zum Thema „Gefährdungsbeurteilung“ enthält keine der Web-
seiten in Nordrhein-Westfalen ein Muster, was aber für die Praxis für die Unternehmen 
wichtig wäre. Herr Trefzger und Herr Zimmer, Sie wissen sicherlich, dass das ein wich-
tiges Thema ist. Das sollte auch für Arbeitgebende einfach sein.  

Bei der Gefährdungsbeurteilung soll analysiert werden, ob Frauen während der 
Schwangerschaft und der Stillzeit ihre Arbeit fortsetzen können. Das ist immens wich-
tig, weil es auf der betrieblichen Ebene Gefahren analysiert. Das Ziel ist nicht, Mütter 
wegzudrängen, sondern dass sie ihre Arbeit möglichst gefährdungsfrei fortsetzen kön-
nen, was für Vereinbarkeit wichtig ist. Da sehe ich viel Potenzial – das umzusetzen, ist 
wahrscheinlich auch gar nicht so teuer –, dieses Wissensdefizit in Nordrhein-Westfalen 
zu beheben.  

Natürlich gilt das auch für die Unternehmen. Ich finde es wichtig, dass in den Unter-
nehmen Führungskräfte geschult werden: Was passiert in meinem Team, wenn eine 
Frau zu mir kommt und sagt, sie ist schwanger? Was sollte man tun? Was sollte man 
beachten? Betriebsschutz, Arbeitsschutz – das sind stiefmütterlich behandelte The-
men. Niemand hat Lust auf Behördenkram und Bürokratie. Aber ich finde, das muss 
schon ernst genommen werden und bedeutet auch eine gewisse Wertschätzung ge-
genüber den Müttern. Wenn ich als Mutter sehe, dass sich der Betrieb, bei dem ich 
arbeite, damit beschäftigt, schafft das Vertrauen und Bindung. Das ist ein wertvoller 
Aspekt für Fachkräftegewinnung und -bindung.  

Die Einhaltung des Mutterschutzgesetzes muss auch kontrolliert werden. Das obliegt 
den Bezirksregierungen und kann auch mal unangenehm werden. Für Verstöße, wenn 
sich Betriebe nicht an das Mutterschutzgesetz halten, sieht das Gesetz Bußgelder von 
bis zu 10.000 Euro vor und sogar eine Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr. Ich bin 
oft mit diesen Behörden in Kontakt, und mein Eindruck aus der Praxis ist, das wird 
selten kontrolliert. Aber die Arbeitsschutzbehörde kann bei Unternehmen nach den 
Gefährdungsbeurteilungen fragen, insbesondere nach vorherigen Verstößen. Dafür 
braucht es aber natürlich auch Personal in den Behörden, und ich habe oft den Ein-
druck, die sind komplett überfordert. Mir sagen Mutterschutzbehörden, sie würden das 
gerne kontrollieren, aber schaffen es einfach nicht.  

Das führt dazu, dass die eigentlich gegen ihren gesetzlichen Auftrag verstoßen und 
sagen: Das musst du mit deinem Arbeitgeber irgendwie klären. – Aber dann hat man 
wieder das Machtproblem. Die dienen ja auch ein bisschen dazu, um dieses Machtge-
fälle zwischen Arbeitnehmenden und Arbeitgebern auszugleichen. Das ist eine wichtige 
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Sache. Da ist auch wichtig, dass eine bessere Vernetzung stattfindet dieser Behörden 
mit Gleichstellungsbeauftragten, mit Betriebsräten, mit anderen Stellen und auch dem 
bundesweiten Ausschuss für Mutterschutz, einem Gremium, das meines Erachtens 
durchaus aufgewertet werden könnte.  

Sie hatten auch noch die Frage gestellt, was für besondere Belastungen für Selbst-
ständige bestehen und wie man das ausgleichen könnte. Da würde ich gerne den Mut-
terschutz für Selbstständige ansprechen und einen Namen nennen: Johanna Röh. Das 
ist eine Schreinerin, die auf große Hürden gestoßen ist und ihren Schreinerbetrieb fast 
aufgeben musste. Das Mutterschutzgesetz ist 1952 verabschiedet worden. Damals 
hat kaum jemand daran gedacht, dass Frauen auch mal selbstständig sein könnten. 
Das gilt also nur für Angestellte. Das ist diese typische Konstellation Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer*in. Selbstständige Frauen haben ein großes Problem.  

Es gibt diese Bestrebungen, und ich würde mich freuen, wenn das Land Nordrhein-
Westfalen ein bisschen Druck auf die Bundesregierung ausüben könnte zum Mutter-
schutz für Selbstständige. Das beinhaltet Lohnfortzahlung, also eine Art Mutterschutz 
vor und nach der Geburt und gewisse Modelle zur finanziellen Absicherung. Das kann 
über Darlehen oder ähnliches sein, sodass man den Betrieb fortführen kann. Das 
würde ich mir wirklich wünschen.  

Herr Zimmer, Sie vertreten die Freien Berufe. Nehmen Sie Kontakt mit Johanna Röh 
auf! Versuchen Sie, sie zu unterstützen! Die sind da schon wirklich weit. Es hakt jetzt 
gerade irgendwo in den Ministerien und wahrscheinlich wieder an der Finanzierung. 
Aber das wäre wirklich wichtig, dass wir das einführen.  

Anke Unger (Deutscher Gewerkschaftsbund Nordrhein-Westfalen): Es gab die 
Frage zu der lebensphasenorientierten Arbeitszeit. Ich bin Professorin Klammer sehr 
dankbar für ihre Ausführungen, an die ich anschließen will. Wir sprechen ja nicht nur 
über Lebensphasen, in denen Kinder klein sind und eine gute Betreuung brauchen 
oder ein Pflegefall betreut werden muss. Wir müssen uns vielmehr bewusst machen, 
dass vor allem Frauen in personenbezogenen Branchen arbeiten, im Einzelhandel, im 
Handel. Diese Branchen arbeiten sehr gerne mit Modellen wie Teilzeit und Minijobs; 
das ist deren Geschäftsmodell. Wenn Frauen dort gerne in Vollzeit oder vollzeitnah 
arbeiten möchten, ist das in vielen Bereichen gar nicht möglich. Das ist ein großes 
Problem, bei dem Politik jetzt gefordert ist.  

Deswegen ist mein Appell, dass wir politische Strukturen schaffen müssen, die tarifli-
che Lösungen schaffen. Denn dort, wo wir Tarifverträge haben – das hat Professorin 
Klammer erwähnt –, sind diese Prozesse arbeitgeber- und arbeitnehmerseitig ausge-
handelt: Was braucht es für eine Rückkehr von Teilzeit in Vollzeit, wenn das von bei-
den Seiten gewünscht ist?  

Das heißt, Sie können das Tariftreue- und Vergabegesetz, das in Nordrhein-Westfalen 
jetzt auf der Zielgeraden ist, erst mal konsequent umsetzen und auch die Kontrollfunk-
tion noch mal hinterfragen: Wie kann ich kontrollieren, ob die Unternehmen, die 
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öffentliche Aufträge vom Land NRW bekommen, den Kriterien entsprechen und somit 
konkret gute Arbeitszeitmodelle fördern?  

Wir brauchen mehr Beratungsangebote in den Jobcentern, die Beschäftigte – das sind 
Frauen, die in Minijobs arbeiten – dabei unterstützen, wie sie den Minijob in sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigung überführen können. Denn oftmals gibt es keine 
Struktur, die sich darum kümmert. Viele Arbeitgeber sagen, hätten sie vorher gewusst, 
wie einfach das ist oder welchen Vorteil ihnen das bringt, hätten sie das schon vorher 
gemacht. Das heißt, wir brauchen arbeitsmarktpolitische Instrumente, und zwar nicht 
nur als kleines Projekt. Wir kennen das zum Beispiel aus dem Jobcenter Dortmund, 
wo das mit sehr gutem Erfolg vollzogen worden ist. Das muss am Ende jedes Jobcen-
ter im ganzen Land umsetzen können und dann die Personen beraten, die in Minijobs 
festhängen und da für sich keine Perspektive sehen.  

Wir möchten das Landesgleichstellungsgesetz modernisiert wissen, denn für viele Be-
schäftigte im öffentlichen Dienst wäre das sicherlich eine gute Perspektive für bessere 
Arbeitszeitmodelle.  

Mit Blick auf Herrn Trefzger und kleine und mittelständische Unternehmen: Wir müs-
sen diese ja auch manchmal gezielt fördern. Die fallen manchmal durch unser Rost. 
Wir haben ja auch eine mittelständische Struktur hier in Nordrhein-Westfalen und nicht 
nur Großindustrien, wo wir viele Strukturen haben.  

Die Kompetenzzentren Frau und Beruf, die vor Ort viele tolle Sachen machen, sollten 
gestärkt werden und Möglichkeiten bekommen, sich gezielt mit den kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen auseinanderzusetzen, die zu unterstützen und zu beraten. 
Denn die haben häufig in der Personalabteilung ein, zwei Personen, die sich um Dinge 
kümmern und mit vielen Fragen, die wir ja eben aufgeworfen haben, überfordert sind. 
Die sollten Unterstützung erhalten, damit die gucken können: Was kann man für kon-
krete Dinge umsetzen, um vor allem Frauen aus der Elternzeit zurückzugewinnen und 
sie so zu unterstützen, dass sie als Fachkraft bleiben? Die brauchen wir nämlich.  

Dann schlagen wir Vereinbarkeitslotsinnen und -lotsen vor. Sie kennen sicherlich das 
gute Projekt der Pflegelotsinnen und -lotsen. Das ist vom Land gefördert und empowert 
und schult Menschen in Betrieben, die ihre eigenen Kolleginnen und Kollegen beraten 
können, wenn diese als Angehörige in eine Pflegesituation geraten: Was kann man 
tun? Wo kriege ich Hilfe und Unterstützungsleistungen? Das klappt total gut. Wir krie-
gen aus unseren Betrieben sehr gute Rückmeldungen dazu. Unsere Idee ist, das aus-
zuweiten über Pflege hinaus für Beruf und Erziehung – als Vereinbarkeitslotsinnen. 
Das könnte die Betriebe entlasten, wenn es Menschen gibt, die sich mit dem Thema 
„Vereinbarkeit“ auseinandergesetzt haben und ihren eigenen Kolleginnen und Kolle-
gen zur Seite stehen können, wenn es Fragen rund um die Vereinbarkeit gibt egal, ob 
es um Kinder oder um pflegende Angehörige geht. Das ist unser konkreter Vorschlag, 
und wir würden uns freuen, wenn wir dazu noch mal mehr ins Gespräch kommen würden.  

Wolfgang Trefzger (IHK NRW – Die Industrie- und Handelskammern in Nordrhein-
Westfalen): Ich will doch noch kurz auf Mutterschutz für Selbstständige eingehen. Wir 
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fördern das natürlich. Wir brauchen Selbstständigkeit. Das ist mein Plädoyer. Denn wir 
haben ein großes Problem beispielsweise mit der Nachfolgeregelung. Viele Unterneh-
men finden keinen Nachfolger. Wir müssen Menschen in die Selbstständigkeit bringen. 
Das brauchen wir für unser Wirtschaftsvolumen. Von daher unterstützen wir natürlich 
Frauen, wenn sie im Mutterschutz sind und selbstständig sind.  

Aber generell brauchen wir auch Verfahren – das hat sich auch heute gezeigt –, die 
einfach und praktikabel sind, damit man die Sachen auch versteht und natürlich auch 
den Mitarbeitenden weitergeben kann. Wir haben ja gerade über die Gesetze geredet, 
über die Gesetzeslage. Natürlich ist die sehr komplex, aber wir brauchen auch Unter-
stützung und Vereinfachungen, damit wir die anwenden können und nicht zusätzliche 
Auflagen bekommen, damit wir das so umsetzen können, wie es für die Betriebe wich-
tig ist, wie es für die Familien wichtig ist, dass wir da eine große Vereinbarkeit haben 
von Familie und Beruf. Und wie gesagt, da brauchen wir Absicherung, gerade auch 
Frauen, die in der Selbstständigkeit sind und im Mutterschutz sind.  

Vorsitzender Josef Neumann: Ich schaue in die Runde der Abgeordneten, ob es 
noch Fragen gibt. – Die gibt es nicht. Dann wären wir am Ende der Anhörung.  

Das Protokoll der heutigen Anhörung wird auf der Internetseite des Landtags veröffent-
licht.  

gez. Josef Neumann 
Vorsitzender 

Anlage 
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